
Auch in diesen schwierigen Zeiten  
wünscht die DSTG Ihnen allen frohe 
und vor allem gesunde Osterfeiertage!

Die DSTG im 
Gespräch mit der 

AG Finanzen  
der FDP
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Liebe Kollegin, lieber Kollege,
Deutschland und ganz Europa befinden sich in einer  
Art Ausnahmezustand. Ein Mikrolebewesen, genannt 
COVID-19 – kurz Corona –, hält uns in Atem und hat das 
öffentliche Leben fest im Griff. Ein Lebewesen, das nur 
unter dem Elektronenmikroskop zu erkennen ist, zeigt 
uns unsere Grenzen auf. Vorläufig jedenfalls, denn die 
Wissenschaft arbeitet mit Hochdruck an einer Schutz-
impfung, und vielleicht gelingt es auch, ein anti-virales 
Medikament zu entwickeln. Ich bin da optimistisch. Aber 
etwas Geduld ist vonnöten. Und eines steht sicher fest: 
Das Virus ist in der Welt, und es wird nicht wieder ver-
schwinden.

Es kommt jetzt darauf an, sorgsam mit dieser Pandemie umzugehen. Besorgt sein? 
Ja! In Panik verfallen? Nein! Diese unsichtbare Gefahr ist eine harte Bewährungspro-
be. Und sie wird den allermeisten von uns viel abverlangen. Für eine Aufzählung aller 
Beschwernisse und Herausforderungen fehlt hier der Platz. Ich möchte trotzdem das 
medizinische Personal ganz nach oben rücken. Ohne dessen bravourösen Einsatz Tag 
und Nacht wäre die Lage viel schlimmer. Ich verneige mich in Demut, Respekt und 
Dankbarkeit vor diesen Menschen. Sie riskieren selbst eine Ansteckung, und trotz-
dem handeln sie entsprechend ihrem medizinischen Eid. 

Wir müssen gemeinsam alles tun, um die Ausbreitung des Virus zu verlangsamen. 
Dies ist die Pflicht eines jeden Einzelnen, auch wenn die Maßnahmen einem als Last 
vorkommen. Besonders für Ältere und chronisch Kranke geht es um nicht weniger  
als um Leben oder um Tod. Es muss gelingen, alle Erkrankten gut zu versorgen und 
Leben zu retten. Dies erfordert solidarisches Handeln aller. Kleinmut ist jetzt fehl am 
Platze. Und das Haar in der Suppe kann man auch später noch finden. Dafür ist jetzt 
wahrlich keine Zeit.

Auch die Finanzverwaltung leistet in der Krise ihren Beitrag, sei es vor Ort in den Be-
hörden oder im Homeoffice. Wir werden überschwemmt von Stundungsanträgen, 
Anträgen auf Herabsetzung von Vorauszahlungen und von vielen Anrufen. Auch un-
sere Kolleginnen und Kollegen haben Angst vor Ansteckung. Und trotzdem geben 
auch sie in dieser Krise alles. Wir ducken uns nicht weg, sondern helfen, Firmen vor 
einem möglichen Ruin zu bewahren. Wir nehmen unseren Auftrag und unseren 
Diensteid ernst! Und diejenigen Vorgesetzten, die sich bei Heimarbeit immer skep-
tisch zeigten, sind nun froh, dass dies jetzt oftmals der einzige Weg ist, um die  Arbeit 
wegzuschaffen. Hier wäre jetzt Dankbarkeit gegenüber der DSTG und ihren Personal-
räten angezeigt, weil diese sich – zumal die Frauen – seit Jahren für dieses Instru-
ment eingesetzt haben. Und vergessen wir auch nicht: Die DSTG war es, die als Erste 
die Schließung der Finanzämter für den Publikumsverkehr forderte. Diesem Verlan-
gen folgte man, wenn auch manchmal nur zögerlich. 

Die DSTG, liebe Kollegin, lieber Kollege, ist auch in der Krise für Sie da. Wir halten die 
Stellung. Und wir bewahren einen kühlen Kopf. Denn wir wissen: Die Rechnung für 
die Kosten der Krise wird kommen. Bei der Bewältigung ist eine starke Fachgewerk-
schaft erst recht nötig! Mein Wunsch ist es, dass Sie und Ihre Familien gesund blei-
ben und Sie trotz Corona-Krise ein schönes Osterfest verbringen können.

Herzlichst

Ihr

Thomas Eigenthaler, 
Bundesvorsitzender
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„Telefon-Treffen“ mit Sachsens Finanzminister

DSTG-Bundesvorsitzender im Dialog  
mit Hartmut Vorjohann
Das Corona-Virus verändert im Moment auch die gewerkschaft-
liche Arbeit. Wegen des Gebots zur Reduzierung unmittelbarer 
sozialer Kontakte fand ein schon länger verabredetes Treffen des 
DSTG-Bundesvorsitzenden, Thomas Eigenthaler, mit dem Sächsi-
schem Staatsminister der Finanzen, Hartmut Vorjohann (CDU),  
nur per Telefon statt. 

Das mehr als einstündige Tele-
fonat tat der Stimmung jedoch 
keinen Abbruch. Im Gegenteil: 
Der Minister und der DSTG- 
Bundesvorsitzende fanden 
rasch eine gute und sehr kons-
truktive Gesprächsbasis. Durch 
Corona ließ man sich jedenfalls 
nicht bremsen!

In dem gelernten Volkswirt 
und Politologen Hartmut Vor-
johann (56) fand der DSTG-
Bundesvorsitzende einen in 
 Finanzfragen sehr versierten 
Gesprächspartner. Der gebür-
tige Westfale Vorjohann war 
vor seiner Berufung am 20. De-
zember 2019 als Staatsminister 
der Finanzen in das Kabinett 
„Kretschmer II“ Amtsleiter der 
Kämmerei in Leipzig und von 

2003 bis 2016 Beigeordneter 
für Finanzen und Liegenschaf-
ten und daher schon länger in-
tensiv mit Finanz- und Haus-
haltsfragen befasst.

Neben dem persönlichen Ken-
nenlernen stand der Austausch 
über die ökonomischen und fi-
nanziellen Folgen der Corona-
Krise im Vordergrund. Beide Ge-
sprächspartner betonten dabei 
die besondere Wichtigkeit einer 
gut funktionierenden und gut 
aufgestellten Finanzverwaltung. 
Auch das Thema „Grundsteuer-
reform“ war ein Gesprächs-
punkt, nachdem bundesweit 
noch immer nicht klar erkennbar 
ist, welches Bundesland das 
Bundes-Grundsteuermodell 
übernehmen will und welches 

Land von einer Länderaus-
stiegsklausel Gebrauch machen 
möchte. 

Der Minister hielt sich mit kon-
kreten Plänen bedeckt, war 
sich aber mit Eigenthaler da-
rüber einig, dass wegen der 
zeitlichen Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts ein 
handhabbares Modell gefun-
den werden müsse, das die 
staatliche Steuerverwaltung 
nicht überfordere, das aber 
auch in der Bevölkerung und 
bei den Kommunen ausrei-
chend Akzeptanz finde.

Auf dem Themenplan standen 
aber auch eine noch intensive-
re Zusammenarbeit mit der 
DSTG im Freistaat und auf 

Bundesebene sowie das 
 Thema Verwaltungsmoder-
nisierung, die Stärkung von 
Führungskompetenzen bei 
 Leitungsfunktionen und die 
Bedeutung von Empathie und 
Wertschätzung gegenüber 
 Beschäftigten. 

Das „Telefon-Treffen“ war Neu-
land. Trotzdem gelang es den 
Gesprächspartnern, einen guten 
Zugang zueinander zu finden. 
Das Gespräch wurde daher 
übereinstimmend als sehr posi-
tiv und als konstruktiv bewertet. 
Der Minister bot dankenswerter-
weise die Fortsetzung des ein-
geschlagenen Weges für einen 
guten und stetigen Dialog an. 

Die DSTG im Gespräch mit der AG Finanzen der FDP-Bundestagsfraktion

Ein Referat über die Digitalisierung der Finanzverwaltung
Auf Einladung des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 
Steuern und Finanzen der FDP-Fraktion im Deut-
schen Bundestag, MdB Frank Scheffler, referierte 
der DSTG-Bundesvorsitzende, Thomas Eigenthaler, 
am 11. Februar vor der AG im Jakob-Kaiser-Haus 
des Bundestages zum Thema „Herausforderungen 
der Digitalisierung der Finanzverwaltung“. 

Die Sitzung der AG war seitens 
der FDP sehr prominent be-
setzt: Neben dem AG-Vorsit-
zenden nahmen die Vorsitzen-
de des Bundestagsfinanzaus- 
schusses, MdB Katja Hessel, 

ihre Vorgängerin und jetzige 
Parlamentarische Geschäfts-
führerin, MdB Bettina Stark-
Watzinger, der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende Christian 
Dürr, der Finanzpolitische Spre-

cher der FDP-Fraktion, MdB 
Florian Toncar, das FDP-Urge-
stein, ehemaliger Vizepräsi-
dent des Deutschen Bundes-
tages und FDP-Schatzmeister 
Hermann Otto Solms sowie 
das Mitglied des Finanzaus-
schusses und Diplom-Finanz-
wirt (FH) Markus Herbrand 
teil.

Eigenthaler nutzte eingangs 
die Gelegenheit, die Struktur 
der DSTG und ihren spezifi-
schen „Steuergerechtigkeits-
auftrag“ zu definieren. Er wies 
darauf hin, dass die DSTG in-

zwischen mehr als 70.000 Mit-
glieder vertrete. Als größte 
Fachgewerkschaft der Finanz-
verwaltung habe sie einen sehr 
hohen Organisationsgrad in 
den Finanzbehörden der Län-
der, sei aber auch in der Bun-
desfinanzverwaltung gut ver-
treten. 

Im Zentrum des fachlichen Re-
ferates des DSTG-Bundesvor-
sitzenden standen der Status 
der Digitalisierung der Steuer-
verwaltung, das Vorhaben 
KONSENS, die E-Government-
Plattform ELSTER, aber auch 

 < Minister Hartmut Vorjohann
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DSTG zur Corona-Krise:

Auf die Finanzverwaltung ist  
auch in der Krise Verlass
„Auf die Kolleginnen und Kollegen in der deutschen 
Finanzverwaltung ist auch in Corona-Krisenzeiten 
Verlass.“ Dies erklärte der DSTG-Bundesvorsitzen-
de, Thomas Eigenthaler, in einer Stellungnahme in 
Berlin mit Blick auf die krisenhafte Zuspitzung der 
Corona-Pandemie und die angeordneten steuerli-
chen Hilfsmaßnahmen für Unternehmen.

Man stelle sich selbstverständ-
lich nicht auf eine Stufe mit 
dem medizinischen Personal in 
Krankenhäusern und Arztpra-
xen, das um die Gesundheit 
und das Leben von kranken 
Menschen kämpfe und dafür 
höchstes Lob und Anerken-
nung verdiene, so der DSTG-
Bundesvorsitzende. „Aber wir 
bewahren notleidende Unter-
nehmen mit raschen steuerli-
chen Sofortmaßnahmen vor 
dem Ruin“, sagte Eigenthaler. 

Der Eingang von Steuerstun-
dungsanträgen und von An-
passungsverlangen für Steuer-
vorauszahlungen sei derzeit 
gewaltig und überflute die 
 Finanzämter. Zudem erkun-
digten sich viele Steuerzahler 
telefonisch nach möglichen 
 Sofortmaßnahmen, bilanzierte 
der Chef der größten Fachge-
werkschaft der Finanzverwal-
tung Deutschlands. 

Daneben müsse auch noch der 
normale Arbeitsanfall wie zum 

Beispiel die Bearbeitung von 
Steuerrückerstattungen für Ar-
beitnehmer erledigt werden. 
Viele Arbeitnehmer befänden 
sich in Kurzarbeit, sodass sie 
auf eine zügige Rückerstattung 
angewiesen seien. Alle Aufga-
ben und Problemlösungen 
gehe man an, um praktische 
Solidarität unter Beweis zu 
stellen. „Wir wünschen uns, 

dass dies auch entsprechend 
anerkannt wird“, äußerte der 
DSTG-Vorsitzende.

Eigenthaler wies aber auch dar-
auf hin, dass die Kolleginnen 
und Kollegen ebenso wie der 
Rest der Bevölkerung Angst vor 
Ansteckung mit dem gefähr-
lichen Corona-Virus hätten. 
„Trotzdem geben wir zurzeit 
 alles, egal ob vor Ort in den 
 Behörden oder aus Sicherheits-
gründen im Homeoffice“, ver-

sicherte Eigenthaler gegenüber 
der Öffentlichkeit. Ein hohes Lob 
verdienten auch die IT-Fachleute 
in der Finanzverwaltung, die mit 
Hochdruck daran arbeiteten, 
dass Heimarbeitsplätze über-
haupt erst möglich würden. 
„Wir nehmen unseren Auftrag 
und unseren Diensteid auch in 
Krisenzeiten sehr ernst und 
werden ihn umsichtig umset-
zen. Denn der Staat muss funk-
tionieren, sonst erleben wir ein 
Waterloo“, erklärte Eigenthaler. 
Man bitte aber um Verständnis, 
dass persönliche Publikumskon-
takte wegen der hohen Anste-
ckungsgefahr derzeit grund-
sätzlich nicht möglich seien.

Die DSTG dankt allen öffentlich 
und privat Beschäftigten, die 
derzeit das öffentliche Leben 
durch ihren hohen Einsatz am 
Laufen halten. Und sie wünscht 
allen Erkrankten rasche Gene-
sung. Die Gesunden bittet die 
DSTG sehr dringend, sich vor-
sichtig, regelgerecht und soli-
darisch zu verhalten. Gemein-
sam müsse man – und werde 
man – diese schwere Heraus-
forderung meistern! 

die hohe Komplexität des 
 Steuerrechts. 

Eigenthaler führte aus, um ei-
nen hohen Grad einer vollauto-
matischen Fallbearbeitung zu 
erreichen, müsse es zuvor zu 
 einer tief greifenden Verein-
fachung des Steuerrechts kom-
men. „Die Politik kann nicht 
ein immer komplizierteres 
Steuerrecht schaffen, um dann 
später komplizierte Steuerfor-
mulare, einen vermehrten Pro-

grammieraufwand und  einen 
geringen Grad an vollautoma-
tischer Bearbeitung zu kritisie-
ren“, betonte Eigenthaler.

„Wir geben in den Finanzbe-
hörden alles, weil wir unseren 
Diensteid ernst nehmen. Aber 
Sie dürfen uns angesichts von 
jahrelangen Stellenstreichun-
gen und einer bundesweiten 
Zahl von rund 6.000 unbesetz-
ten Stellen nicht überfordern“, 
bilanzierte Eigenthaler. Das 

gehe an die Substanz, so der 
DSTG-Experte.

Im Anschluss an das Referat 
des DSTG-Vorsitzenden ergab 
sich eine offene und fruchtbare 
Diskussionsrunde. 

Hier musste Eigenthaler ein-
räumen, dass seit Jahren das 
Problem einer elektronischen 
ESt-4b-Mitteilung nicht ab-
schließend gelöst worden sei. 
Dies führe allerdings auch zu 

Unmut bei den Beschäftigten 
in den Finanzämtern. 

Da sich die AG aus sehr kompe-
tenten und fachlich hoch ver-
sierten Mitgliedern zusam-
mensetzt, fand die Diskussion 
auf argumentativ hohem und 
respektvollem Niveau statt.

Der Dialog machte daher allen 
Beteiligten Spaß, weckte Neu-
gier und soll auf alle Fälle fort-
gesetzt werden. 

 < Persönliche Publikumskontakte sind derzeit grundsätzlich nicht möglich, 
um die Ausbreitung des Virus so gut wie möglich zu verlangsamen.
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Großer Wahlerfolg für die DSTG in Niedersachsen

„Die DSTG – immer aktiv“ punktet 
mit guten Argumenten
Ein überragendes Ergebnis erzielte die DSTG Niedersachsen 
bei den Wahlen zum Hauptpersonalrat  (Finanzen) und zum 
Bezirkspersonalrat (Finanzen) am 10. März. Sie war unter dem 
Motto „Die DSTG – immer aktiv“ zu den Wahlen angetreten.

 < Bezirkspersonalrat 

Im Bezirkspersonalrat (Fi-
nanzen) konnte die DSTG  
ihre führende Stellung ein-
drucksvoll bestätigen: Von  
elf Sitzen werden auch in 
 Zukunft neun durch Kandi-
datinnen und Kandidaten  
der DSTG besetzt. 

Zum Vorsitzenden des Bezirks-
personalrats wurde Guido See-
mann gewählt.

 < Hauptpersonalrat

Im Hauptpersonalrat (Finan-
zen) konnte die bereits starke 
Position der DSTG sogar um 
einen weiteren Sitz ausgebaut 

werden: Auch hier waren elf 
Sitze zu vergeben. Die DSTG 
besetzt in diesem Gremium 
nun acht Sitze im Beamtenbe-
reich, und sie behält weiterhin 
einen Sitz für den Tarifbereich. 

Vorsitzender des Hauptper-
sonalrats ist erneut Markus 
Plachta.

 < Ein sachlicher Personal-
ratswahlkampf

„Wir haben im Gegensatz  
zu einem Mitbewerber auf 
einen sachlichen Personal-
ratswahlkampf gesetzt“, 
kommentierte der DSTG- 
Landesvorsitzende, Thorsten 
Balster. „Damit konnten wir 
punkten. Unsere Kolleginnen 
und Kollegen haben sich 
durch gute Argumente 
 überzeugen lassen!“

Wahlberechtigt waren mehr 
als 14.300 Beschäftigte der 
niedersächsischen Finanzver-
waltung. Die Wahlbeteiligung 
lag bei gut 75 Prozent.

Die ganze DSTG-Familie ist 
stolz auf diesen großen Erfolg 
und dankt allen Kolleginnen 
und Kollegen vor Ort für den 
tollen Einsatz. 

 < Ein Hingucker: Das DSTG-Wahl-plakat für die Personalratswahlen in Niedersachsen

 < Danke für die Unterstützung sagen die Kandidatinnen und Kandidaten der DSTG – mit dem DSTG-Landesvorsit-
zenden Thorsten Balster (vorne, Dritter von links).
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Nachruf auf Dr. Thomas Schäfer

Tiefe Trauer um Hessens Finanzminister 
Mit Entsetzen und Fassungslosigkeit reagierte die DSTG-Bundesleitung 
auf die Nachricht vom plötzlichen Tod des Hessischen Staatsministers 
der Finanzen, Dr. Thomas Schäfer (CDU). „Mit dem Minister haben wir 
auch auf Bundesebene stets vertrauensvoll und von wechselseitigem 
Respekt getragen zusammengearbeitet. Sein Tod ist ein schwerer 
Schlag für uns“, erklärte der DSTG-Bundesvorsitzende, Thomas Eigen- 
thaler.

DSTG-Chef Eigenthaler erinnerte an den wertschätzenden Redebeitrag 
des Verstorbenen auf dem letzten Steuer-Gewerkschaftstag 2017 in 
Hannover, wo er sich in seiner damaligen Eigenschaft als Vorsitzender 
der FMK mit eindrucksvollen Aussagen an die Delegierten aus dem 
ganzen Bundesgebiet wandte. Ferner betonte der DSTG-Bundesvor-
sitzende das kraftvolle Eintreten des Hessischen Finanzministers für 
Steuergerechtigkeit in Deutschland. „Bei den Themen Cum-Ex, der Ab-
arbeitung von Panama-Papers, der Steuerhinterziehung auf Handels-
plattformen und zuletzt beim Eintreten für die Ende 2016 beschlosse-
ne Bonpflicht hatten wir Dr. Thomas Schäfer an unserer Seite beim 

Kampf für Steuergerechtigkeit“, 
hob Eigenthaler hervor. Dafür 
sei man dem Verstorbenen in 
besonderer Weise dankbar.

„Wir sind voller Trauer, vernei-
gen uns aber auch in großem 
Respekt vor den großen Leis-
tungen eines ungewöhnlich 
fleißigen und kompetenten 
Finanzpolitikers. Die Deutsche 
Steuer-Gewerkschaft spricht 
der Familie des Verstorbenen, 
allen Angehörigen und Freun-

den, aber auch der Hessischen Staatsregierung ihre tief empfundene 
Anteilnahme aus. Wir werden dem Verstorbenen ein würdiges Anden-
ken bewahren“, sagte Eigenthaler.

Minister Dr. Thomas Schäfer möge in Frieden ruhen!

Der am 22. Februar 1966 geborene Thomas Schäfer war von Haus aus 
Bankkaufmann und Jurist. Er war vom 31. August 2010 bis zu seinem 
Tode Hessischer Staatsminister der Finanzen. 

< Thomas Eigenthaler und   
Dr. Thomas Schäfer im Januar 2020

©
 A

le
x 

Sc
ho

pb
ac

h

6

DSTG – Deutsche Steuer-Gewerkschaft
N

ac
hr

uf
/P

er
so

na
lr

at
sw

ah
le

n



©
 D

ST
G



Start für einen Digitalisierungstarifvertrag Bund

Bundestarifkommission des dbb betritt Neuland
Die Digitalisierung ist ein zentraler gesellschaftlicher Prozess, der auch vor der öffentlichen 
Verwaltung nicht haltmacht. Am 28. Februar nahm die Bundestarifkommission des dbb, die 
auch die Interessen der DSTG vertritt, Verhandlungen über einen „Tarifvertrag Digitalisierung“ 
für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in Bund und Kommunen auf. 

Die Verhandlungskommissi-
on des dbb wird vom Tarif-
vorstand des dbb, Volker 
Geyer, geleitet. Mitglied der 
Kommission ist Karl-Heinz 
Leverkus in seiner Funktion 
als stellvertretender Vorsit-
zender der Bundestarifkom-
mission des dbb. Da Leverkus 
auch stellvertretender DSTG-
Bundesvorsitzender und 
 Leiter der DSTG-Tarifkommis-
sion ist, werden die DSTG- 
Interessen prominent ver-
treten.

„Bei dem ersten Treffen am 
28. Februar haben sich die 
 Tarifvertragsparteien in ei- 
ner gemeinsamen Erklärung 
darauf verständigt, dass als 
tarifvertragliche Gestaltungs-
felder die Themen Qualifizie-
rung, Beschäftigungssiche-
rung und Mobiles Arbeiten  
zu behandeln sind“, berichtet 
Leverkus.

Die Verhandlungen sollen  
nach derzeitiger Planung am 
27. April 2020 fortgesetzt  
werden und bis zum Ende  
des Sommers abgeschlossen 
sein. 

 < Schutz vor den Risiken 
der Digitalisierung

„Mit dem Digitalisierungstarif-
vertrag werden wir Neuland 
betreten“, erläutert Leverkus. 
„Durch diesen Vertrag sollen 
die Beschäftigten der Bundes-
verwaltung – beispielsweise 
im Bundesfinanzministerium 
– vor den Risiken geschützt 
werden, die mit der Digitalisie-
rung einhergehen können.“ 

Es gehe dabei zum einen um 
Schutz vor Selbstausbeutung 
durch die neuen mobilen Ar-
beitsformen. Zum anderen 

müssten Sicherungsmechanis-
men für diejenigen Beschäftig-
ten geschaffen werden, deren 
bisherige Arbeitsplätze durch 
die Digitalisierung starke Ver-
änderungen erfahren oder so-
gar wegfallen können. Auch 
klare Regelungen zur fortlau-
fenden Qualifizierung stehen 
auf der Agenda der Verhand-
lungskommission.

„Ein Digitalisierungstarifvertrag 
bietet den Beschäftigten indivi-
duellen rechtlichen Schutz und 
eröffnet Spielräume bei der Teil-
habe an der digitalen Arbeits-
welt“, so Leverkus. „Die Themen 

Gesundheitsschutz, Daten-
schutz, Persönlichkeitsrechte, 
Fort- und Weiterbildung, 
 Beschäftigungssicherung  
und Rationalisierungsschutz 
wollen wir in diesen Tarifver-
trag ein beziehen.“ 

 < Neue Arbeitsformen wie 
das Homeoffice im Fokus

Auch über den Umgang mit 
neuen Arbeitsformen – bei-
spielsweise das Homeoffice – 
soll verhandelt werden. „Hier 
muss sich die öffentliche Ver-
waltung auf neue Technologien 
und Arbeitsweisen einstellen 
und alte Denkmuster durchbre-
chen“, fordert Leverkus. Die 
 Tätigkeit im Homeoffice biete 
hierfür reichlich Gelegenheit. Es 
sei wichtig, dass diese Form des 
Arbeitens endlich den Respekt 
erhalte, den sie verdiene. 

Beim Bund arbeiten 
derzeit mehr als 
328.000 Beschäftigte, 
davon 145.265 Arbeit-
nehmerinnen und 
 Arbeitnehmer sowie 
183.400 Beamtinnen 
und Beamte.

 < Mit dem Digitalisierungstarifvertrag will die Verhandlungskommission des dbb die Beschäftigten vor den Risiken der Digitalisierung schützen.

 < Die Verhandlungskommission des dbb mit Verhandlungsführer Volker 
Geyer (Fünfter von links) und Karl-Heinz Leverkus (rechts)
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Höchste Zeit, …

… dass Sie sich jetzt von den Vorteilen der Debeka-Krank-
heitskostenvollversicherung überzeugen, wie z. B. bedarfs-
gerechter Versicherungsschutz, günstige Beiträge, freie 
Arztwahl, Heilpraktiker be handlung, keine Rezeptgebühren.
Sollten Sie in einem Kalenderjahr keine Leistungen in 
Anspruch nehmen, zahlen wir Ihnen bis zu 3 Monatsbeiträge 
zurück !

Sie haben Fragen ? 
Wir informieren Sie gerne. anders als andere

Krankenversicherungsverein a. G.

(08 00) 8 88 00 82 00
www.debeka.de

Info

90x148_Höchste Zeit_HV_25102019.indd   1 25.10.2019   14:04:47

 < Debeka gewinnt Fairness-Preis 2019

Spitzenreiter in drei Kategorien
Das Deutsche Institut für Service-Qualität und der Fernsehsender 
n-tv zeichneten jetzt die fairsten Unternehmen in Deutschland aus. 
Die Debeka-Gruppe aus Koblenz erhielt dabei gleich dreimal den 
Deutschen Fairness-Preis 2019 – und zwar in den Kategorien „Versi-
cherer mit Vermittlernetz“, „Private Krankenversicherung“ und 
„Bausparkasse“. 

Diesem Preis liegen insgesamt rund 50.000 Kundenstimmen im Rah-
men einer großen Befragung zugrunde. Dabei bewerteten die Ver-
braucher 748 Anbieter aus 48 Kategorien.

In der repräsentativ angelegten Verbraucherbefragung, die über ein 
Online-Panel erfolgt, wurde speziell die Zufriedenheit der Kunden 
mit den Unternehmen in drei elementaren Leistungsbereichen un-
tersucht: Preis-Leistungs-Verhältnis, Zuverlässigkeit und Transparenz. 

Diese Bereiche wurden anhand mehrerer Unterkriterien analysiert: 
von der Preisgestaltung und Zuverlässigkeit der Produkte über die 
Einhaltung von Absprachen bis zur Kulanz bei Reklamationen. 

Keine versteckten Kosten und Lockangebote

Die Befragung berücksichtigte zudem die Vollständigkeit und Ver-
ständlichkeit von Produktinformationen, die Transparenz von Ver-
trägen und den Verzicht auf versteckte Kosten und Lockangebote.  
Je Kategorie konnten die Befragten nur maximal ein Unternehmen 
bewerten, zu dem sie in den letzten zwölf Monaten Kontakt hatten 
oder dessen Produkte sie genutzt hatten.

„Die Meinung zehntausender Verbraucher mit ihren persönlichen 
Erfahrungen macht den Fairness-Preis zu einer Auszeichnung, die 
über viele Branchen hinweg für Transparenz sorgt und eine wichtige 
Orientierungshilfe bietet“, so Jochen Dietrich, n-tv-Redaktionsleiter 
Wirtschaftsmagazine, in einer Presseerklärung zur Preisverleihung.

Der Debeka-Vorstandsvorsitzende, Thomas Brahm, zeigt sich über 
die dreifache Auszeichnung der Debeka sehr erfreut: „Aufgrund un-
serer genossenschaftlichen Prägung konzentrieren wir uns auf das 
Wesentliche, nämlich auf unsere Versicherten und Kunden, die bei 
uns Mitglieder sind. Fairness ist für uns dabei mehr als nur guter Kun-
denservice. Sie ist ein wesentlicher Teil unserer Firmenphilosophie.“P
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 < Kurz notiert

DSTG im Gespräch mit MdL Tobias Wald
Zu einem intensiven und konstruktiven Meinungsaustausch mit 
dem finanz- und wohnungsbaupolitischen Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion, Tobias Wald, trafen sich der DSTG-Bundesvorsitzende, 
Thomas Eigenthaler, Markus Scholl, der Vorsitzende des DSTG-Lan-
desverbandes Baden-Württemberg, Andrea Gallasch, die stellvertre-
tende Landesvorsitzende, Michaela Mengel, die Geschäftsführerin 
des Bezirksverbandes Baden, Jochen Rupp, der Vorsitzende des Be-
zirksverbandes Württemberg, und Steffen Buse, der Geschäftsfüh-
rer des Landesverbandes.

Schwerpunkt des Meinungsaustauschs Ende Januar war das Thema 
Grundsteuer. Eingehend wurden die verschiedenen Modelle – das 
Bundesmodell und drei bekannte Ländermodelle – analysiert und 
diskutiert. 

Die Runde war sich einig, dass eine Grundsteuerreform gut hand-
habbar, verständlich, verfassungskonform und IT-kompatibel sein 
müsse. Die Reform dürfe weder die Grundstückseigentümer noch 
die Finanzämter überfordern. 

MdL Wald stellte auch seine eigenen Überlegungen zur Grundsteu-
erreform vor, die im Kern aus einem Mix aus Bodenrichtwert plus 
Flächenbesteuerung der Gebäude bestehen. 

Besuch in der Oberfinanzdirektion Karlsruhe
Am 28. Februar stattete der Bundesvorsitzende der DSTG, Thomas 
Eigenthaler, der Oberfinanzdirektion (OFD) Karlsruhe einen Besuch 
ab: Er gratulierte dem neuen Oberfinanzpräsidenten, Hans-Joachim 
Stephan, der seit Januar im Amt ist. 

Der Oberfinanzpräsident und der Gewerkschaftschef kennen sich be-
reits seit 23 Jahren. Damals waren beide für den Bereich „Organisati-
on“ zuständig – Stephan im Finanzministerium Baden-Württemberg, 
Eigenthaler von 1997 bis 2002 in der damaligen OFD Stuttgart. Im 
Mittelpunkt des Meinungsaustauschs standen die Themen „Verwal-
tungsmodernisierung“, das Vorhaben „KONSENS“ sowie die Machbar-
keit einer Grundsteuerreform. Und auch der Plausch über „die guten 
alten Zeiten“ kam natürlich nicht zu kurz. „Eine OFD hat eine wichtige 
Funktion als Mittelbehörde zwischen Finanzamt und Finanzministeri-
um“, erläuterte Eigenthaler im Anschluss an seinen Besuch in Karlsru-
he. „Trotzdem wurde diese Behörde in einigen Bundesländern gänz-
lich abgeschafft, in anderen umfirmiert und letztlich auch in ihrer 
Bedeutung reduziert.“ Früher habe sich auch der Bund in den Oberfi-
nanzdirektionen viel mehr engagiert als heute. „Aus diesem Desinter-
esse des Bundes erwächst meine sehr skeptische Haltung gegenüber 
einer Bundessteuerverwaltung: Denn wer sich zurückzieht, darf For-
derungen nach mehr Verwaltungszentralismus nicht mehr erheben!“
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Sie möchten Ihren Dienstort wechseln und haben einen Antrag auf Versetzung in ein anderes Bundesland ge-
stellt? Wenn Sie dazu eine Tauschpartnerin oder einen Tauschpartner suchen, unterstützt Sie Ihre DSTG gerne: 
Wir veröffentlichen eine Suchanzeige in der „Tauschecke“ des DSTG magazins. Dieser Service gilt für DSTG-Mit-
glieder und ist kostenlos. Bitte informieren Sie uns, wenn Sie erfolgreich waren, damit wir Ihre Anzeige wieder 
löschen können und die „Tauschecke“ aktuell bleibt!
E-Mail der Redaktion „Tauschecke“: stg-verlag@dstg.de 

Tauschecke 
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Steuersekretär (A 6 m. D.) aus Sachsen (FA Leipzig II) 
sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt Tausch-
partner(in) aus Sachsen-Anhalt (nur FA Wittenberg). 
Versetzungsantrag ist gestellt. Ringtausch möglich. 
Tel.: 0176 22544845

ARin (A 12) aus Hessen (FA Gießen) sucht Tausch-
partner(in) aus Rheinland-Pfalz, bevorzugt FA Kaisers-
lautern oder Kusel-Landstuhl. Versetzungsantrag ist 
gestellt. Tel.: 0171 5230447

StI’in (A 9 g. D.) aus Hamburg sucht zeitnah Tausch-
partner(in) aus Schleswig-Holstein (FÄ Neumünster, 
Bad Segeberg, Kiel). Tel.: 0172 9513962

StSin (A 6 m. D.) aus NRW (FA Bielefeld-Innenstadt) 
sucht dringend Tauschpartner(in) aus dem Raum HH, 
um in die Nähe ihres Verlobten zu ziehen. Versetzungs-
antrag ist noch nicht gestellt. Tel.: 0176 32015835

StI (A 10) aus Baden-Württemberg (FA Stuttgart) 
sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt Tausch-
partner(in) aus Bayern (bevorzugt FA München). 
 Versetzungsantrag ist gestellt. Tel.: 0176 98535217 

StOS’in (A 7) aus NRW sucht aus persönlichen Grün-
den Tauschpartner(in) aus Bayern (FA München). Ver-
setzungsantrag wurde gestellt. Tel.: 0171 6448695

StOI‘in (A 10) aus Berlin sucht aus familiären Gründen 
zum nächstmöglichen Termin Tauschpartner(in) aus 
Brandenburg, bevorzugt Frankfurt (Oder). Verset-
zungsantrag ist gestellt, Ringtausch möglich. 
 susannsachse@web.de

StS (A 6 m. D.) aus Thüringen (FA Jena) sucht dringend 
aus privaten und familiären Gründen Tauschpart-
ner(in) aus NRW (Raum Köln). Versetzungsantrag 
 wurde noch nicht gestellt. Tel.: 0174 7860705 o.  
sasha.oak@yahoo.com

StHs’in (A 8 m. D.) aus Hamburg sucht Tauschpart-
ner(in) aus Niedersachsen (FÄ Cloppenburg, Vechta, 
Delmenhorst, Oldenburg, Quakenbrück). Verset-
zungsantrag wurde gestellt. cktine@web.de

StS’in (A 6 m. D.) aus dem Saarland sucht aus fami-
liären Gründen Tauschpartner(in) aus Bayern  
(Raum Nürnberg). Versetzungsantrag ist gestellt.  
Tel.: 0176 32656232

STOS (A 7) aus Hamburg sucht schnellstmöglich 
Tauschpartner(in) aus Hessen. Tel.: 0172 5258512

StOI (A 10 g. D.) aus Niedersachsen sucht Tauschpart-
ner(in) aus Nordrhein-Westfalen. Versetzungsantrag 
wurde bereits im Juni 2018 gestellt.  
VersetzungNRW@gmx.de

StI (A 9) aus NRW sucht zum nächstmöglichen Zeit-
punkt Tauschpartner(in) aus Bayern (München u. Um-
gebung). Ringtausch ist möglich. Tel.: 0172 3947124

StOS’in (A 7 m. D.) aus Niedersachsen (FA Hannover-
Nord) sucht aus familiären Gründen dringend Tausch-
partner(in) aus Sachsen-Anhalt (bevorzugt FA Halle/
Saale). Versetzungsantrag ist gestellt. Ringtausch mög-
lich. Tel.: 0151 24111170 o. nancyknetsch@gmx.de

Finanzanwärterin (m. D.) aus Baden-Württemberg (FA 
HN) sucht aus familiären Gründen dringend zum nächst-
möglichen Zeitpunkt Tauschpartner(in) aus Nieder-
sachsen (bevorzugt FÄ Delmenhorst, Oldenburg). 
Ringtausch möglich. Versetzungsantrag wird gestellt. 
Tel.: 0176 43933060 o. rahima1996@hotmail.de

StAF (A 11) aus Hessen (FA Frankfurt am Main) sucht 
Tauschpartner(in) aus Baden-Württemberg (bevor-
zugt FÄ Öhringen, Mosbach), Ringtausch möglich. 
 Versetzungsantrag ist gestellt. Tel.: 0176 56707732

StHS (A 8 m. D.) aus Brandenburg sucht dringend  
aus familiären Gründen Tauschpartner(in) aus Thü-
ringen (bevorzugt FÄ Altenburg, Gera, Jena). Ver-
setzungsantrag ist gestellt. Ringtausch möglich.  
Tel.: 0162 9338332 o. sven.kasper76@web.de

StOS (A 7) aus Hamburg sucht aus familiären Gründen 
Tauschpartner(in) aus den Finanzämtern Elmshorn o. 
Pinneberg. franziska.kuehn87@web.de

StI (A 9 g. D.) aus Hessen (FA Frankfurt I) sucht zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt Tauschpartner(in) aus 
Brandenburg o. Sachsen. Versetzungsantrag ist ge-
stellt. Ringtausch möglich. Tel.: 0175 5924450

StOI’in (A 10) aus Hessen (FA Frankfurt) sucht zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt Tauschpartner(in) aus 
Thüringen (bevorzugt FÄ Jena, Weimar, Erfurt), Sach-
sen (FA Leipzig) o. Sachsen-Anhalt (FÄ Naumburg, 
Merseburg). Versetzungsantrag ist gestellt.  
Tel.: 0176 61072921

StI’in (A 9) aus NRW (OFD Münster) sucht aus familiä-
ren Gründen Tauschpartner(in) aus Sachsen-Anhalt 
(bevorzugt FÄ Quedlinburg, Staßfurt, Eisleben). Ver-
setzungsantrag ist gestellt. Tel.: 0151 55332570 o. 
sibi1ann1@web.de

StHS (A 8) aus Hessen (Rhein-Main-Gebiet) sucht 
 dringend Tauschpartner(in) in Thüringen (bevorzugt 
FÄ Suhl, Sonneberg, Ilmenau, Erfurt) o. Bayern (bevor-
zugt FÄ Bad Neustadt, Schweinfurt, Bad Kissingen, 
Zeil, Ebern). Versetzungsanträge wurden gestellt. 
Ringtausch möglich. Tel.: 0177 5436686

SH (A 9 m. D.) aus Hessen (FA Hofheim) sucht aus 
 familiären Gründen dringend Tauschpartner(in) aus 
Sachsen-Anhalt (bevorzugt FA Magdeburg, FA Hal-
densleben o. Umgebung) o. Niedersachsen (FA Braun-
schweig o. FA Helmstedt). Versetzungsantrag ist ge-
stellt. Tel.: 0176 78575872

StHS’in (A 8) macht Nägel mit Köpfen u. sucht Tausch-
partner(in) aus NRW (insbesondere FÄ St. Augustin, 
Siegburg, Bonn, Gummersbach) u. freut sich, wenn Ihr 
unter andreakrone@yahoo.de Kontakt aufnehmt.

StAF aus Hessen (OFD Frankfurt) sucht Tauschpartner(in) 
aus Schleswig-Holstein, Ringtausch möglich.  
Tel.: 0162 4681028

StHS’in (A 8) aus Hessen (FA Kassel 1) sucht aus famili-
ären Gründen dringend Tauschpartner(in) aus Bran-
denburg (Cottbus, Calau) o. Niederbayern (Grafenau, 
Zwiesel, Deggendorf). Versetzungsanträge sind ge-
stellt. Tel.: 0152 33914623

StS (A 6 m. D.) aus Hamburg sucht aus familiären 
Gründen Tauschpartner(in) aus Bremen u. Nieder-
sachsen (bevorzugt FÄ Oldenburg, Delmenhorst, 
 Westerstede, Cloppenburg, Wilhelmshaven). Verset-
zungsanträge sind gestellt. Tel.: 0157 85096014 o. 
rahul.kainth@outlook.de

StI (A 9 g. D.) aus Rheinland-Pfalz (FA Ludwigshafen) 
sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
Tauschpartner(in) aus Hessen. Versetzungsantrag ist 
gestellt. Ringtausch möglich. Tel. d.: 0621 561423537 
o. Tel. p.: 0172 6490267 o. stefanie.knuth@web.de

Steuerinspektorin (A 9) aus Hamburg sucht aus famili-
ären Gründen Tauschpartner(in) aus Schleswig-Hol-
stein (bevorzugt FÄ Lübeck, Stormarn, Bad Segeberg). 
Tel.: 0176 62635370

StI (A 9 g. D.) aus NRW sucht Tauschpartner(in) aus 
Bayern (München u. Umgebung). Ringtausch möglich. 
Tel.: 0175 3620685

StI’in aus Baden-Württemberg (FA Ulm) sucht drin-
gend aus familiären Gründen Tauschpartner(in) aus 
Bayern (Kempten, Immenstadt, Memmingen, Füssen, 
Kaufbeuren). Versetzungsantrag ist gestellt.  
Tel.: 0151 59841488

StI (A 9 g. D.) aus Rheinland-Pfalz (FA Kusel) sucht  
zum nächstmöglichen Zeitpunkt Tauschpartner(in) 
aus dem Saarland (bevorzugt FA Neunkirchen). Ver-
setzungsantrag ist gestellt. Tel.: 0160 90187884

StI (A 9 g. D.) aus Baden-Württemberg sucht aus  
familiären Gründen Tauschpartner(in) aus Nieder-
sachsen bzw. den angrenzenden Bundesländern. 
tauschpartner-DSTG@gmx.de

StOS (A 7) aus HH sucht aus familiären Gründen 
 dringend Tauschpartner(in) aus S-H. Bevorzugte FÄ: 
Plön, Oldenburg i. H., Lübeck. Versetzungsantrag ist 
gestellt. Tel.: 0173 7175452

StOI’in (A 10 g. D.) aus NRW (FA Gütersloh) sucht drin-
gend aus persönlichen Gründen Tauschpartner(in) aus 
Sachsen-Anhalt (bevorzugt FÄ Stendal, Magdeburg). 
Versetzungsantrag ist gestellt, Ringtausch ggf. mög-
lich. Tel.: 0172 9519642

StS’in (m. D.) aus Baden-Württemberg (FA Stuttgart) 
sucht dringend aus familiären Gründen Tauschpart-
ner(in) aus Bayern (bevorzugt FÄ München). Verset-
zungsantrag ist gestellt. Tel.: 0176 62471915

StOI’in (A 10) aus Bremen sucht aus familiären 
 Gründen dringend Tauschpartner(in) aus NRW 
( bevorzugt Raum Dortmund/Bochum). Versetzungs-
antrag ist bereits gestellt. Ringtausch möglich.  
Tel.: 01520 2015231 o. irinaeisele@gmail.com

StAI (A 9 m. D.) aus Hessen (FA Frankfurt IV) sucht  
aus familiären Gründen Tauschpartner(in) aus Berlin 
(bevorzugt FÄ Treptow-Köpenick, Friedrichshain-
Kreuzberg) o. Brandenburg (bevorzugt FÄ Königs 
Wusterhausen, Potsdam). Versetzungsantrag ist 
 gestellt. Tel.: 0176 47644636
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Corona-Pandemie in Deutschland

„Wir müssen jetzt alle 
verantwortungsvoll Prioritäten setzen“
dbb magazin  
Herr Silberbach, das öffentliche 
Leben ist eingeschränkt, Staat 
und Gesellschaft sind im Kri
senmodus. Wie erleben Sie die 
aktuelle Situation?

Ulrich Silberbach  
Dieser Zustand ist für uns alle 
neu und unglaublich heraus-
fordernd. Jeder Einzelne von 
uns muss lernen, mit diesem 
Stress und der Ungewissheit 
umzugehen. Denn niemand 
kann derzeit seriös die Frage 
beantworten, wie lange wir 
mit der Pandemie und ihren 
Folgen zu tun haben werden. 
Was ich aber jetzt schon sagen 
kann: Ich bin einmal mehr un-
glaublich begeistert davon, wie 
professionell und mit wie viel 
Verantwortungsbewusstsein 
und Gemeinsinn sich die Kolle-
ginnen und Kollegen im öffent-
lichen Dienst dieser Aufgabe 
stellen. Das verdient den aller-
höchsten Respekt! Das gilt üb-
rigens für die vielen Menschen 
in anderen wichtigen Wirt-
schaftsbereichen genauso – 
natürlich etwa im gesamten 
Gesundheitswesen, aber zum 
Beispiel auch für die Beschäf-
tigten im Lebensmittelhandel, 
die durch ihren Einsatz die 
 Versorgung der Bevölkerung 
sicherstellen.

Viele Beschäftigte haben ganz 
praktische Fragen. Etwa ob  
sie überhaupt weiterhin zum 
Dienst müssen. Oder wer wäh
renddessen auf die Kinder 
 aufpasst.

Wir haben auf www.dbb.de 
Extraseiten mit häufig gestell-
ten Fragen und den entspre-
chenden Antworten eingerich-
tet. Dort versuchen wir, die 
jeweilige Situation möglichst 
aktuell abzubilden. Übrigens 
für Beamtinnen und Beamte 

sowie Tarifbeschäftigte ge-
trennt, denn es gibt ja mit 
 Gesetzen und Tarifverträgen 
durchaus unterschiedliche 
Rechtsgrundlagen. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang be-
tonen: Wir sind auf allen Ebe-
nen mit den öffentlichen Ar-
beitgebern in Gesprächen, um 
die Lage für ausnahmslos alle 

Beschäftigten den Umständen 
entsprechend so gut und sicher 
wie möglich zu gestalten. Die 
Personalvertretungen vor Ort 
und die Fachgewerkschaften 
und Landesbünde im dbb sind 
mindestens ebenso engagiert, 
um fach- und regionalspezi-
fisch zu helfen, auch ihnen 
 gebührt großer Dank.

Die Beschäftigten sind ja sehr 
unterschiedlich betroffen: 
 Manche Jobs können aus dem 
Homeoffice erledigt werden, 
wenn die notwendige Technik 
vorhanden ist, andere nicht. 
 Wieder andere Kolleginnen  
und Kollegen – gerade in den 
Kliniken und im Bereich der Ein
satzkräfte – haben direkten 

 < Der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach im Interview zur Corona-Pandemie und den Folgen für den 
 öffentlichen Dienst
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Kontakt mit Kranken bezie
hungsweise vielen Menschen.

Das liegt ja in der Natur der Sa-
che. So hart das auch klingen 
mag: Wichtig ist jetzt, dass wir 
den Laden so gut wie möglich 
am Laufen halten. Und mein 
Eindruck ist, dass gerade die 
Kolleginnen und Kollegen, die 
nah am Geschehen sind, sich 
dieser besonderen Verantwor-
tung bewusst sind – trotz aller 
Gefahren. Klar ist aber auch: 
Wir erwarten gerade jetzt von 
den öffentlichen Arbeitgebern, 
dass sie ihre Fürsorgepflicht 
vorbildlich wahrnehmen und 
alles unternehmen, um die Be-
schäftigten zu schützen. Das 
kann die Bereitstellung von 
Schutzkleidung und Hygiene-
artikeln sein oder auch die 
Möglichkeit, im Homeoffice  
zu arbeiten. Sowohl den Füh-
rungskräften als auch den poli-
tischen Entscheidungsträgern 
ist das meines Erachtens sehr 
wohl bewusst und es gibt ins-
gesamt einen starken Wunsch, 
die Krise als Team gemein-
schaftlich zu lösen.

Sie haben aber bereits gegen
über den Medien auf die man
gelhafte Ausstattung des 
 öffentlichen Dienstes hinge
wiesen, gerade auch bezüglich 
der ITAusstattung. Letztere 
 erschwert natürlich auch die 
Arbeit im Homeoffice.

Das ist ja auch richtig, dazu ste-
he ich. Ehrlich gesagt befinden 
wir uns als Gewerkschaft aber 
da derzeit in einer zwiespälti-
gen Lage: Einerseits muss unser 

aller Fokus jetzt darauf liegen, 
dass wir diese Notlage zügig in 
den Griff bekommen. Anderer-
seits offenbart die Situation 
auch die eklatanten Schwach-
stellen des öffentlichen Dienstes, 
sowohl bezüglich der Personal-
ausstattung als auch hinsicht-
lich der Digitalisierung. Das ist 
ja nun auch keine neue Erkennt-
nis, das sagen wir seit Jahren. 
Aber es macht keinen Sinn, sich 
deswegen jetzt beleidigt in die 
Ecke zu stellen. Die Politik ist 
gerade sowieso – zu Recht – 
mit anderen Dingen beschäf-
tigt. Verantwortung bedeutet 
für uns, jetzt ganz klar Priori-
täten zu setzen. Erstens: die  
 Beschäftigten schützen und 
 unterstützen, mit aller Kraft. 
Zweitens: gemeinsam so schnell 
wie möglich die Situation be-
wältigen und wieder in ruhigere 
Fahrwasser kommen. Drittens: 
im Nachgang sauber aufarbei-
ten, wo die Herausforderungen 
liegen, und dann auch wirklich 
handeln. Dieses Land braucht 
einen starken öffentlichen 

Dienst. Das sollte allerspätes-
tens jetzt jedem klar sein.

Unser Eindruck ist, dass dem 
öffentlichen Dienst im Moment 
auch besonders viel Sympathie 
aus der Bevölkerung entgegen
schlägt.

Stimmt. Das ist schon großar-
tig, wenn man beispielsweise 
die Solidarität mit dem medi-
zinischen Personal sieht. Aber 
auch Berufsgruppen, die sonst 

nicht so viel Beachtung finden, 
bekommen im Moment mehr 
Zuspruch. Spontan fallen mir 
da die Fahrerinnen und Fahrer 
von Bus und Bahn ein. In der 
Krise wird nun vielen erst rich-
tig bewusst, wie wichtig deren 
Job ist und welchen Belastun-

gen sie jeden Tag ausgesetzt 
sind. Aber solche Beispiele gibt 
es ja viele: Denken wir an die 
Beschäftigten im Vollzugs-
dienst, die gerade mehr denn 
je die Menschen im Gefängnis 
nicht nur bewachen, sondern 
versorgen. Denken wir an die 
Zöllnerinnen und Zöllner, die 
gerade an den Flughäfen und 
Grenzen Reisebeschränkungen 
überwachen und den Betroffe-
nen mit Rat und Tat zur Seite 
stehen. Aber mit solchen Auf-

zählungen halte ich mich lieber 
zurück, weil man ohnehin nie 
alle nennen kann, die es ver-
dient hätten.

Neben Solidarität gibt es aber 
auch viel Unverständnis darü
ber, dass die Situation immer 
noch nicht von allen ernst 
 genommen wird.

Ja, das ärgert mich auch, sehr 
sogar. Viele Kolleginnen und 
Kollegen gehen bis an die 
Schmerzgrenze und darüber 
hinaus, um anderen zu helfen. 
Und dann haben wir gesehen, 
wie einige Menschen sich über 
alle Vorsichtsmaßnahmen hin-
weggesetzt haben und so 
leichtfertig die unkontrollierte 
Ausbreitung der Pandemie in 
Kauf genommen  haben. Das 
macht einen sprachlos. Gegen 
einen Spaziergang im Freien 

Transparenz-Hinweis

Dieses Interview wurde am 23. März 2020 geführt und bezieht sich entspre-
chend auf den damaligen Stand der Ereignisse. Neuere Entwicklungen konn-
ten aus produktionstechnischen Gründen nicht  berücksichtigt werden.
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Kontakt mit Kranken bezie
hungsweise vielen Menschen.

Das liegt ja in der Natur der Sa-
che. So hart das auch klingen 
mag: Wichtig ist jetzt, dass wir 
den Laden so gut wie möglich 
am Laufen halten. Und mein 
Eindruck ist, dass gerade die 
Kolleginnen und Kollegen, die 
nah am Geschehen sind, sich 
dieser besonderen Verantwor-
tung bewusst sind – trotz aller 
Gefahren. Klar ist aber auch: 
Wir erwarten gerade jetzt von 
den öffentlichen Arbeitgebern, 
dass sie ihre Fürsorgepflicht 
vorbildlich wahrnehmen und 
alles unternehmen, um die Be-
schäftigten zu schützen. Das 
kann die Bereitstellung von 
Schutzkleidung und Hygiene-
artikeln sein oder auch die 
Möglichkeit, im Homeoffice  
zu arbeiten. Sowohl den Füh-
rungskräften als auch den poli-
tischen Entscheidungsträgern 
ist das meines Erachtens sehr 
wohl bewusst und es gibt ins-
gesamt einen starken Wunsch, 
die Krise als Team gemein-
schaftlich zu lösen.

Sie haben aber bereits gegen
über den Medien auf die man
gelhafte Ausstattung des 
 öffentlichen Dienstes hinge
wiesen, gerade auch bezüglich 
der ITAusstattung. Letztere 
 erschwert natürlich auch die 
Arbeit im Homeoffice.

Das ist ja auch richtig, dazu ste-
he ich. Ehrlich gesagt befinden 
wir uns als Gewerkschaft aber 
da derzeit in einer zwiespälti-
gen Lage: Einerseits muss unser 

aller Fokus jetzt darauf liegen, 
dass wir diese Notlage zügig in 
den Griff bekommen. Anderer-
seits offenbart die Situation 
auch die eklatanten Schwach-
stellen des öffentlichen Dienstes, 
sowohl bezüglich der Personal-
ausstattung als auch hinsicht-
lich der Digitalisierung. Das ist 
ja nun auch keine neue Erkennt-
nis, das sagen wir seit Jahren. 
Aber es macht keinen Sinn, sich 
deswegen jetzt beleidigt in die 
Ecke zu stellen. Die Politik ist 
gerade sowieso – zu Recht – 
mit anderen Dingen beschäf-
tigt. Verantwortung bedeutet 
für uns, jetzt ganz klar Priori-
täten zu setzen. Erstens: die  
 Beschäftigten schützen und 
 unterstützen, mit aller Kraft. 
Zweitens: gemeinsam so schnell 
wie möglich die Situation be-
wältigen und wieder in ruhigere 
Fahrwasser kommen. Drittens: 
im Nachgang sauber aufarbei-
ten, wo die Herausforderungen 
liegen, und dann auch wirklich 
handeln. Dieses Land braucht 
einen starken öffentlichen 

Dienst. Das sollte allerspätes-
tens jetzt jedem klar sein.

Unser Eindruck ist, dass dem 
öffentlichen Dienst im Moment 
auch besonders viel Sympathie 
aus der Bevölkerung entgegen
schlägt.

Stimmt. Das ist schon großar-
tig, wenn man beispielsweise 
die Solidarität mit dem medi-
zinischen Personal sieht. Aber 
auch Berufsgruppen, die sonst 

nicht so viel Beachtung finden, 
bekommen im Moment mehr 
Zuspruch. Spontan fallen mir 
da die Fahrerinnen und Fahrer 
von Bus und Bahn ein. In der 
Krise wird nun vielen erst rich-
tig bewusst, wie wichtig deren 
Job ist und welchen Belastun-

gen sie jeden Tag ausgesetzt 
sind. Aber solche Beispiele gibt 
es ja viele: Denken wir an die 
Beschäftigten im Vollzugs-
dienst, die gerade mehr denn 
je die Menschen im Gefängnis 
nicht nur bewachen, sondern 
versorgen. Denken wir an die 
Zöllnerinnen und Zöllner, die 
gerade an den Flughäfen und 
Grenzen Reisebeschränkungen 
überwachen und den Betroffe-
nen mit Rat und Tat zur Seite 
stehen. Aber mit solchen Auf-

zählungen halte ich mich lieber 
zurück, weil man ohnehin nie 
alle nennen kann, die es ver-
dient hätten.

Neben Solidarität gibt es aber 
auch viel Unverständnis darü
ber, dass die Situation immer 
noch nicht von allen ernst 
 genommen wird.

Ja, das ärgert mich auch, sehr 
sogar. Viele Kolleginnen und 
Kollegen gehen bis an die 
Schmerzgrenze und darüber 
hinaus, um anderen zu helfen. 
Und dann haben wir gesehen, 
wie einige Menschen sich über 
alle Vorsichtsmaßnahmen hin-
weggesetzt haben und so 
leichtfertig die unkontrollierte 
Ausbreitung der Pandemie in 
Kauf genommen  haben. Das 
macht einen sprachlos. Gegen 
einen Spaziergang im Freien 

Transparenz-Hinweis

Dieses Interview wurde am 23. März 2020 geführt und bezieht sich entspre-
chend auf den damaligen Stand der Ereignisse. Neuere Entwicklungen konn-
ten aus produktionstechnischen Gründen nicht  berücksichtigt werden.
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mit dem gebotenen Abstand 
zu anderen ist ja nach Mei-
nung der Experten nichts ein-
zuwenden. Aber ich kann nur 
eindringlich an alle Bürgerin-
nen und Bürger appellieren, 
die Aufforderungen der Behör-
den und der Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler zu 
beherzigen. Nicht nur für die 
Kolleginnen und Kollegen, 
sondern für uns alle. Wir müs-
sen jetzt als Gesellschaft zu-
sammenhalten. Auch wenn 
das bedeutet, dass wir uns 
zeitweise einschränken müs-
sen.

Befürworten Sie unter den 
 gegebenen Umständen auch 
Ausgangssperren?

Ich bin weder Wissenschaftler 
noch Politiker, daher kann ich 
diese Frage nicht seriös beant-
worten. Grundsätzlich möchte 
ich aber um Vertrauen werben. 
Es gibt für diese Situation bei 
uns keine Präzedenzfälle und 
sie ist unglaublich dynamisch. 
Und auch die Wissenschaft ist 
sich nicht immer einig und be-
wertet die Lage ständig neu. 
Das sollten wir alle bei unseren 

Urteilen im Hinterkopf behal-
ten, auch wenn Bürgerinnen 
und Bürger ebenso wie Medien 
den Entscheidern natürlich im-
mer auf die Finger schauen 
sollten. 

Sie haben von Einschränkung 
gesprochen. Wie wirkt sich die 
Situation eigentlich konkret 
auf die Arbeit des dbb aus?

Auch wir haben natürlich eine 
Verantwortung für unsere Be-
schäftigten. Deshalb haben  
wir schon verhältnismäßig  
früh versucht, unsere Leute  
im Homeoffice arbeiten zu las-
sen. Trotzdem sehe ich es als 
unsere Aufgabe, den Prozess 
weiter zu begleiten, da sind  
wir einfach in der Pflicht ge-
genüber den bei uns organi-
sierten Beschäftigten. Aber 
viele Dinge sind ja ohnehin  
erst mal auf Eis gelegt. Wir 
hatten  beispielsweise ange-
fangen, mit den Kommunen 
über die Aufwertung des Sozi-
al- und Erziehungsdienstes zu 
sprechen. Der Zeitplan ist na-
türlich durcheinandergeraten, 
ebenso wie bei vielen anderen 
Tarif tischen. Solche Verhand-

lungen sind teilweise sehr 
komplex und nicht alles kann 
in einer Videokonferenz erle-
digt werden. Aber ich erlebe  
da auch alle Sozialpartner, also 
die beteiligten Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeber, als sehr 
vernünftig und pragmatisch. 
Wie gesagt: Wir müssen jetzt 
alle verantwortungsvoll Priori-
täten setzen.

Was erwarten Sie von den kom
menden Tagen und  Wochen?

Ich hoffe, dass wir gut durch 
diese Situation kommen – und 

zwar weltweit, denn andere 
Länder stehen ja vor ähnlichen 
oder sogar noch größeren Her-
ausforderungen. Das sollten 
wir nicht vergessen. Und ich 
würde mir wünschen, dass wir 
uns danach Gedanken machen, 
in was für einer Gesellschaft 
wir leben wollen. Und einen 
öffentlichen Dienst schaffen, 
der dazu passt. Denn die mo-
mentane Anerkennung für die 
Kolleginnen und Kollegen ist 
zwar schön, aber mit Applaus 
alleine ist es nicht getan.

Es fragte Michael Eufinger. 

 < dbb Informationen zur Corona-Pandemie für Beschäftigte

Für Beamtinnen und Beamte:  
dbb.de/corona-informationen-beamtinnen-und-beamte.html

Für Tarifbeschäftigte:  
dbb.de/corona-informationen-tarifbeschaeftigte.html

Neben dem dbb als Dachverband haben auch die dbb Landesbünde 
und Mitgliedsgewerkschaften im Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie Informationen veröffentlicht. 

Insbesondere zu den länderspezifischen beziehungsweise regionalen 
Regelungen für die Landes- und Kommunalbeschäftigten empfiehlt 
der dbb, sich regelmäßig bei den dbb Landesbünden zu informieren. 
Eine Übersicht der Landesbünde finden Sie auf dbb.de. Hinsichtlich 
der berufsspezifischen Informationen gilt dies selbstverständlich 
auch für die dbb Mitgliedsgewerkschaften. Eine Liste aller im dbb 
organisierten Gewerkschaften finden Sie ebenfalls auf dbb.de.

Corona-Epidemie

Öffentlicher Dienst gibt gerade alles
„Die Menschen in Deutschland können sich auf 
den öffentlichen Dienst verlassen“, stellt dbb Chef 
Ulrich Silberbach klar. Das sei gerade der Einsatz-
bereitschaft der Beschäftigten zu verdanken,  
„die derzeit vielerorts rund um die Uhr alles für 
die Gesundheit der Menschen geben“.

„Ärzteschaft und Pflegekräfte, 
die Kolleginnen und Kollegen 
in den Gesundheitsämtern, Kri-
senstäben, Regional- und Kom-
munalverwaltungen, Einsatz-
kräfte bei Rettungsdiensten, 
Feuerwehr und Polizei, Erzie-
herinnen und Erzieher in den 
Kitas, Lehrerinnen und Lehrer 
in den Schulen – unzählige 
 Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes geben derzeit alles, 
um die Corona-Epidemie in 

Deutschland einzudämmen 
und zu managen. Ob Intensiv-
medizin, Pflege, Aufklärung 
und Beratung, Planung und 
Entscheidung, Transporte und 
Kontrollen oder einfach da sein 
und ‚seinen Job tun‘, den Klei-
nen richtiges Händewaschen 
beibringen und sie betreuen, 
damit es die gefährdeten 
Großeltern eben nicht tun 
müssen – sie alle sind uner-
müdlich und oftmals im un-

mittelbaren Gefahren- und In-
fektionsbereich im Einsatz für 
die Gesundheit und Sicherheit 
der Menschen. Gleichzeitig sor-
gen die vielen weiteren Kolle-
ginnen und Kollegen des öf-
fentlichen Dienstes dafür, dass 
das Land weiterhin möglichst 
reibungslos funktioniert“, sag-
te der dbb Bundesvorsitzende 
am 12. März 2020 in Berlin. 

Die Coronavirus-Krise offen-
bare auch die existenziellen 
Schwachstellen in der Architek-
tur des öffentlichen Dienstes in 
Deutschland, gab Silberbach zu 
bedenken: „Der über Jahre auf-
gebaute strukturelle Personal-
mangel, insbesondere auch im 
Gesundheitswesen und im Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst, 

rächt sich jetzt mit voller 
Wucht. Selbst wenn Intensiv-
betten in ausreichender Zahl 
vorhanden sind, haben wir nicht 
die erforderlichen entsprechend 
qualifizierten Kräfte, die diese 
betreuen können. Auch im nor-
malen Pflegebereich geht das 
Personal schon im Alltagsge-
schäft auf dem Zahnfleisch. 
Deswegen steht der Fahrplan 
für die Zeit, in der das Land 
 wieder in ruhigere Fahrwasser 
kommt, schon heute fest: Wir 
müssen den öffentlichen Dienst 
und die Daseinsvorsorge wieder 
so auf die Beine stellen, dass 
Land und Menschen beruhigt 
und guter Dinge in die Zukunft 
blicken können. Sonst ist nach 
der Krise nur das Neue vor der 
Krise“, warnte Silberbach. 
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Coronavirus

Der Tag, an dem die Kitas schließen
Am Freitag kam die Nachricht: Schulen und Kitas in Sachsen-Anhalt werden am Montag 
 geschlossen. Eltern sollen sich um eine andere Betreuung kümmern. Dies soll dazu beitragen, 
dass sich das Coronavirus im Land langsamer ausbreitet. 

Keine Eltern, keine Kinder sind 
um 7.30 Uhr in der Alten Neu-
stadt in Magdeburg unterwegs. 
Nur in der langen Schlange vor 
einer Arztpraxis, die um 8 Uhr 
öffnet, sieht man einige Eltern 
mit kleinen Kindern vor der 
noch geschlossenen Praxis ste-
hen. Einer von ihnen erzählt:  
Er arbeitet normalerweise in 
der Pflege, habe aber Schnup-
fen. Er hat sein jüngstes Kind 
dabei und geht nun zum Arzt. 
Zwei ältere Kinder habe seine 
Frau mit zur Arbeit in einem 
Callcenter genommen.

Etwa einen Kilometer weiter in 
der Kleinen Schulstraße, in der 
Nähe der Lukasklause und der 
Agentur für Arbeit, ist der Weg 
vor gleich zwei Kitas ebenso 
ruhig und unbelebt. Niemand 
ist zu sehen an der Kita Moos-
mutzel, und der Spielplatz der 

Trilingualen Kita direkt neben-
an ist leer.

 < Kitabetrieb nur für 
wenige Eltern

Sieben Kinder waren am 
  Montag gegen 8.30 Uhr in der 
Trilingualen Kita anwesend. 
Sonst seien es 167, sagt Leite-
rin Angelika Teßmer-Weber.  
Ihr Kollege im Leitungsteam, 
Rudolf Lockau, sagt: „Es gab 
Eltern, die am Wochenende 
noch ganz ratlos waren, die 
nicht in den Kriterienkatalog 
passen, also nicht zu Hause 
bleiben dürfen, und nicht 
wussten, wie sie es regeln soll-
ten.“ Trotzdem standen nur 
ungefähr fünf Prozent aller 
Kinder am Montag vor der Tür. 
Am Montag und Dienstag war 
eine Notbetreuung in der Kita 
noch für alle Eltern möglich.

Erst ab Mittwoch dürfen nur 
noch die Kinder kommen, de-
ren Eltern in Berufen arbeiten, 
die jetzt besonders wichtig 
sind, also zum Beispiel in der 
Pflege. In der Trilingualen Kita 
betreffe das maximal zehn Kin-
der, sagt Rudolf Lockau. „Da 
haben wir jetzt Betreuungszei-

ten und Bedarfe auch genau 
abgefragt, sodass wir auch Kol-
legen so einsetzen können.“

 < Kein Kind im  
„Kinderkasten“

Ungewohnte Ruhe herrschte 
auch im Magdeburger „Kinder-

 < Der Spielplatz der Trilingualen Kita in Magdeburg 
bleibt nun vorerst leer. 

 < Angelika Teßmer-Weber und Rudolf Lockau leiten die Trilinguale Kita in 
Magdeburg.  
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kasten.“ Kein einziges Kind sei 
am Montag in den Kindergar-
ten eines privaten Vereins 
 gebracht worden.

Die Erzieherinnen saßen allei-
ne im Frühstücksraum. Die Lei-
terin der Einrichtung, Petra Prill, 
sagte: „Wir rechnen aber noch 
mit Kindern. Wir haben viele 
Eltern, die entweder Ärzte sind 
oder als Pflegekräfte arbeiten 
– zum Teil sogar beide Eltern.“

Eltern, die in Bereichen arbei-
ten, die für die Infrastruktur ex-
trem relevant sind,  dürfen ihre 

Kinder auch weiterhin in die 
Kitas bringen. Das heißt Kinder 
von Pflegepersonal, Ärzten, Po-
lizisten, Feuerwehrleuten, Mit-
arbeitern bei Energieversorgern 
oder den Verkehrsbetrieben.

 < Noch nicht alles geregelt

Was die Schließung genau für 
das Personal bedeutet, ist noch 
unklar. „Wir haben jetzt erst 
mal Anwesenheitspflicht“, sagt 
Angelika Teßmer-Weber von 
der Trilingualen Kita. Die ers-
ten Tage seien noch kein Pro-
blem. Man könne Dinge mit 

gutem Gewissen und in Ruhe 
abarbeiten, die sonst eher lie-
gen blieben, zum Beispiel Be-
richte schreiben und aufräu-
men, so Rudolf Lockau. „Aber 
wie es nächste Woche weiter-
geht, wissen wir auch noch 
nicht.“ Die meisten Kollegen in 
der Kita würden normalerwei-
se 40 Stunden arbeiten.

Und auch was die Kitagebüh-
ren betrifft, gibt es noch keine 
Regelung. Und „das ist ja ein 
langer Rattenschwanz“, sagt 
Rudolf Lockau, „die Essensver-
sorgung ist das nächste The-
ma, unsere Eltern zahlen einen 
Pauschalbetrag für die Mit-
tagsverpflegung.“ Was gezahlt 
werden muss, sei noch unklar.

 < Das eigene Kind  
in der Kita

Auch einige der Pädagoginnen 
und Pädagogen haben laut Lei-
tungsteam kleine Kinder. Einer 

der Erzieher ist Christian Salo-
mon, dessen vierjähriger Sohn 
am Montag noch mit der Mut-
ter zu Hause ist. Seine Frau ar-
beite in einem Großraumbüro. 
Es bestehe die Chance, ins 
Homeoffice zu gehen. Geklärt 
sei aber noch nichts. Christian 
Salomon bleibt optimistisch: 
„Es ist schwierig, eine schwie-
rige Situation auf jeden Fall. 
Aber ich glaube, wir müssen 
das Beste draus machen. Keine 
Missgunst, nicht egoistisch 
sein und dann wird das schon.“

 < Noch keine Richtlinien 
für Notbetreuung

Die wenigen Kinder, die ab 
Mittwoch noch in die Trilin-
guale Kita kommen, werden 
vorausichtlich nicht mehr in 
altersabhängigen Gruppen be-
treut. Rudolf Lockau erwartet 
aber noch eine Richtlinie: „In 
Bayern ist es so, dass nicht 
mehr als fünf Kinder in einer 

 < Normalerweise toben 167 
Kinder durch die Trilinguale 
Kita. Nun herrscht Stille  
im großen Haus. 

 < Christian Salomon ist Erzieher in der Trilingualen Kita und hat einen 
 vierjährigen Sohn.  
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Gruppe betreut werden dürfen 
und möglichst räumlich von-
einander entfernt.“ In Magde-
burg gebe es dafür noch keine 
Anweisung. Von Kolleginnen 
und Kollegen in anderen Kitas 
weiß er: „Die orientieren sich 
auch nur an den Leitfäden 
 anderer Bundesländer.“

 < So soll es weitergehen

Angelika Teßmer-Weber er-
zählt: „Wir haben morgen  
noch mal eine Leitungsdienst-
beratung und wir denken, da 
werden wir dann mehr erfah-
ren.“ Derzeit hangelt sich die 
Kitaleitung an jeder neuen In-
formation weiter: Mit der An-
kündigung der Schließungen 
am Freitag haben sie Eltern in-
formiert. Jede neue Informati-
on wurde per Social Media und 
E-Mail-Kontakt an die Eltern 
getragen und in Einzelabspra-
che die Betreuung organisiert. 
Rudolf Lockau bleibt ent-
spannt: „Wir arbeiten uns 
Schritt für Schritt vor.“

Der „Kinderkasten“ plante erst 
mal für den restlichen Tag: 
Falls doch noch Kinder zur Be-
treuung kämen, wollten die 
Erzieher auf jeden Fall viel 
raus an die frische Luft gehen, 
sagte Petra Prill. Das würden 
sie ohnehin bei jedem Wetter 
so machen.  
 Julia Heundorf
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 < Info

Die Reportage von Julia 
Heundorf ist eine Moment-
aufnahme vom 16. März 
2020, dem Montag, an dem 
auch in Sachsen-Anhalt 
Schulen und Kitas geschlos-
sen bleiben mussten, um 
die Ausbreitungbreitung  
des Coronavirus zu verlang-
samen. Die Autorin arbeitet 
seit Februar 2020 für die 
Online-Redaktion von MDR 
SACHSEN-ANHALT. Dieser 
Text ist zuerst am 16. März 
2020 auf mdr-sachsen- 
anhalt.de erschienen. < Das Team im „Kinderkasten“: Erzieherin Sarah Lindemann, Leiterin Petra 

Prill, Erzieherin in Ausbildung Katya Almelejy und Praktikantin Jessica Hein

 < Ein Spielgerät auf dem Hof der Trilingualen Kita  
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Wenn Susanne Aumann morgens ihren Dienst beim Ordnungsamt der  
Stadt Aachen beginnt, weiß sie nicht, was sie im Tagesverlauf erwarten wird. 
Wie sich ihre Arbeit in diesen Tagen verändert hat, welche Belastungen die 
 Beschäftigten im öffentlichen Dienst im Moment tragen und welche unfass-
bar solidarischen Momente sie beflügeln.

Aachen ist eine gemütliche 
und quirlige Stadt. Doch die 
Infektionsgefahr mit dem 
 Coronavirus und die Nähe zu 
Heinsberg und den Nachbar-
ländern Belgien und den Nie-
derlanden machten dort sehr 
frühzeitig einschneidende 
Maßnahmen notwendig. 

 < Der Schutz der 
Bevölkerung zählt

Im Ordnungsamt Aachen ver-
sucht Susanne Aumann ge-
meinsam mit vielen Kollegin-
nen und Kollegen, jeden Tag 
das Unplanbare möglichst gut 
vorzubereiten. Dazu gehört 
auch die Umsetzung der Vor-
schläge aus dem Krisenstab. 
Dazu zählt zum Beispiel, vor-
ausschauende Strategien zu 
finden, die unter anderem ei-
nen Pandemieplan betreffen, 
aber auch die Umsetzung der 
Erlasse des Landes NRW. Wie 
viele Beschäftigte müssen zur 

Aufrechterhaltung der Verwal-
tung, der inneren Ordnung und 
der Sicherheit verfügbar sein? 
Wie sieht die kritische Infra-
struktur aus? Es betrifft die 
Vorbereitung zusätzlicher 
Maßnahmen, auf die man viel-
leicht in Zukunft ganz schnell 
wird zurückgreifen müssen.  

Es geht um die Präsenz auf den 
Straßen – zum Schutz der Be-
völkerung.

 < Nix „Dienst nach  
Vorschrift“

Das geht nicht alleine. Es geht 
nur, weil viele Beschäftigte 

weit mehr als das tun, was 
man von ihnen erwarten könn-
te. Manche arbeiten täglich 
zwölf bis vierzehn Stunden, 
sieben Tage die Woche. Weil 
sie helfen wollen, die schwieri-
ge gesellschaftliche Situation 
möglichst gut zu meistern. Von 
dem Bild eines trägen und un-
flexibel arbeitenden öffentli-
chen Dienstes, das in der Öf-
fentlichkeit oft vorherrscht,  
ist das meilenweit entfernt.

Viele Beschäftigte anderer 
 Abteilungen springen spontan 
ein. „Arbeitsbereiche, die jah-
relang nebeneinanderher gear-
beitet haben, sind jetzt mental 
fest zusammengeschweißt“, 
sagt Susanne Aumann. Ein 
Sonderteam aus verschiede-
nen Abteilungen, zu dem ne-
ben dem Außendienst auch 
 Bereiche wie die allgemeine 
Gefahrenabwehr sowie Veran-
staltungen, Gaststätten oder 
Gewerbe zählen, plant über-
greifend. „Seit Anfang März 
arbeiten in vielen Bereichen 
Kollegen freiwillig mehr –  
auch an Wochenenden“, sagt 
Aumann. Sie schieben Telefon-
dienste, beantworten Fragen 
von Bürgern und vermitteln 
Kontakte, wenn es um die 

Ordnungsamt Aachen in der Corona-Krise

Im Einsatz für alle

 < Die nicht voraussehbare Ausbreitung des Coronavirus stellt das interdis-
ziplinäre Sonderteam des Aachener Ordnungsamtes, dem auch Susanne 
Aumann (hinten rechts) angehört, täglich vor neue Herausforderungen.
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 finanzielle Förderung in nun 
entstandenen Notlagen geht. 

 < Solidarität zum Anfassen

Diese Welle der gegenseitigen 
Unterstützung trägt sie und 
das ganze Team durch die 
schwierige Zeit. Die Stadt orga-
nisiert intern Hilfsangebote 
und überlegt, aus welchen Ab-
teilungen Kollegen abgezogen 
werden können, um die Arbeit 
in den Bereichen zu unterstüt-
zen, in denen es um die Sicher-
heit, Gesundheit und Ordnung 
geht. „Wir haben etwa von der 
Bauaufsicht oder dem Sport-
amt Hilfsangebote bekom-
men“, sagt Aumann. Wenn sie 
davon berichtet, spürt man, 
wie eng die Krise die Beschäf-
tigten zusammengebracht hat. 
„Wir erleben viel solidarische 
Haltung“, fasst sie zusammen.

An manchen Stellen kann man 
diese Solidarität auch auf den 
Straßen erleben. Aumann 
selbst war mit dem Kommuna-
len Ordnungs- und Sicherheits-
dienst dort in den letzten Ta-
gen im Einsatz, um gesperrte 
Spielplätze zu überprüfen und 
die Schließung von Geschäften 
und Restaurants zu kontrollie-
ren. „Das tun wir seit Anfang 
der vergangenen Woche“, sagt 
sie. Neben Bürgern, die das 
gutheißen, erleben die Mitar-
beiter des Ordnungsamtes je-
doch auch andere Szenen. „Oft 
spüren wir, dass das Verständ-
nis für diese strikten Maßnah-
men da ist. Doch viele begrei-
fen den Ernst der Lage noch 
nicht“, ärgert sie sich.

 < Viele warten auf den Be-
such des Ordnungsamtes

Das betrifft nicht nur Familien, 
die nach wie vor mit ihren Kin-
dern die Spielplätze besuchen 
möchten, sondern auch Ge-
werbetreibende. Von Nagelstu-
diobesitzerinnen, die sich über 
eine Schließung wundern, bis 
hin zu Restaurantbesitzern, die 
trotz gültiger Allgemeinverfü-
gung der Stadt auf eine private 
Information warten. „Viele 
glauben, die Verfügung ist erst 

zu bedenken, wenn das Ord-
nungsamt persönlich vorbei-
kommt“, sagt die junge Ver-
waltungsbeamtin. 

Der Innendienst musste des-
halb aufgestockt werden, aber 
auch der Stab der Kontrolleure, 
die rausfahren, um sogenann-
ten Corona-Partys nachzuge-
hen und diese aufzulösen oder 
Restaurantbesucher- und -be-
treiber darauf hinzuweisen, 
dass Essengehen in diesen Zei-
ten ein zu hohes Risiko dar-
stellt und darum unterbleiben 
muss.

 < Manche Kommunen  
vermelden Übergriffe

Bislang liefen solche Ermah-
nungen in Aachen relativ fried-
lich ab. Das ist nicht in allen 
Kommunen so. In Viersen bei-
spielsweise wurden Beschäftig-
te des Kommunalen Ordnungs-
dienstes bei verschiedenen 
Spielplatzkontrollen bespuckt, 
beleidigt und körperlich ange-
griffen. In einem Fall mussten 
sich die Beschäftigten mit Pfef-
ferspray zur Wehr setzen und 
die Angreifer danach selbst 
überwältigen.

Solche Momente gehen beson-
ders in der derzeitigen Situati-
on den öffentlich Beschäftig-
ten zusätzlich nahe. Denn weit 
über das normale Maß hinaus-
gehendes Engagement und die 
Belastung wie auch der Wille, 
diese Krise zum Wohle der 
 Gesellschaft zu meistern, lie-
gen lastend auf den Schultern 
vieler.

In vielen Bereichen macht die 
Corona-Krise sichtbar, wo aus 
normalen Berufstätigen Helden 
werden. In den sozialen Medien 
werden Krankenschwestern mit 
Dankesworten bedacht, Medizi-
ner, Kassiererinnen oder Bäcker. 
„An das Ordnungsamt und den 
kommunalen Dienst denken  
da nicht viele“, stellt Susanne 
Aumann ernüchtert fest und 
fügt an: „Auch wir arbeiten für 
eure  Sicherheit und Gesund-
heit.  Darum bleibt bitte für  
uns zu Hause!“ 
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Beamtenversorgung

Systemwechsel ist sinnlos
Laut einem Medienbericht will die Rentenkom-
mission der Bundesregierung empfehlen, neue 
Beamtinnen und Beamte in die gesetzliche Renten-
versicherung einzubeziehen. Friedhelm Schäfer, 
dbb Fachvorstand für Beamtenpolitik, bezeichnete 
die Pläne als „sinn- und verantwortungslos“.

Die „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung“ (FAS) berich-
tete in ihrer Ausgabe vom 22. 
März 2020 über das Vorhaben. 
„Das funktionierende System 
zu zerschlagen, um eine ge-
fühlte Ungerechtigkeit zu be-
seitigen, ist wirklich hanebü-
chen“, sagte Schäfer. „Die FAS 
weist ja zu Recht darauf hin, 
dass sich damit praktisch nicht 
viel ändern würde, wenn man 
gleichzeitig eine entsprechen-

de Zusatzversorgung in Form 
einer betrieblichen Altersvor-
sorge für die Beamtinnen und 
Beamten aufbauen würde – 
was schon mit Blick auf die 
notwendige Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes zur Fach-
kräftegewinnung zweifellos 
unumgänglich wäre.“

Die FAS weise zudem ebenfalls 
auf die Tatsache hin, dass ein 
solcher Systemwechsel lang-

fristig für die gesetzliche Ren-
tenkasse sogar teurer würde. 
„Doch immerhin würden sich 
die Wähler dann nicht mehr so 
oft darüber aufregen“, heißt es 
dazu in der Zeitung. Für Schäfer 
zeigt sich darin die ganze Ab-
surdität der Vorschläge: „In 

letzter Konsequenz würde da-
mit das für diesen Staat so ele-
mentare, im Grundgesetz ver-
ankerte Berufsbeamtentum 
leichtfertig infrage gestellt,  
um billige politische Punkte zu 
machen. Das wäre ebenso sinn- 
wie verantwortungslos.“ 

Öffentlicher Dienst

Digitalisierungsrückstand erschwert Homeoffice 
Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst versuchen 
zur Corona-Eindämmung aktuell alles, um die Kri-
se zu bewältigen und beim Thema Homeoffice 
und flexibles Arbeiten „so innovativ und digital 
wie möglich zu sein“, erklärte dbb Chef Ulrich 
 Silberbach am 19. März 2020 bei „Focus Online“.

Die Technik, so Silberbach, 
 setze hier aber Grenzen: „Der 
öffentliche Dienst hinkt der 
Privatwirtschaft beim Thema 
Homeoffice deutlich hinter-
her.“ Dafür gebe es einige 
 unvermeidliche Gründe: 
 Datenschutzerwägungen, 
 bestimmte Akten oder Be-
scheide dürften nicht einfach 
mit nach Hause genommen 
werden, manch hoheitliche 
Dienstleistung müsse auf der 
Dienststelle erledigt werden. 
„Ärgerlich sind die selbstver-
schuldeten Hindernisse“, 
 kritisierte der dbb Bundes-
vorsitzende. 

„Seit Jahren fordert der dbb 
eine Digitalisierungsoffensive 
für den öffentlichen Dienst. 
Schauen Sie mal in Bürger-
ämtern, Schulen, Finanz-, Kom-
munal- oder Polizeibehörden 
vorbei. Die technische Ausstat-
tung und IT-Architektur sind oft 
furchtbar veraltet.“ Da könnten 
die Beschäftigten digitales und 
mobiles Arbeiten an vielen Ar-
beitsplätzen schlicht nicht um-
setzen, so Silberbach.

Die Pandemie mit den vorhan-
denen Mitteln zu managen, 
habe gerade absoluten Vor-
rang. Es gehe jetzt darum, das, 

was an Personal und Technik da 
sei, möglichst effizient einzu-
setzen. Darüber hinaus könne 
die aktuelle Krise notwendige 
Veränderungsprozesse aber 
auch beschleunigen. Silber-
bach: „Die Politik sollte einse-
hen, dass Ressourcen, die sie 
jetzt einsetzt, um eine flächen-

deckende Digitalisierung 
 wirklich in Angriff zu nehmen, 
sowohl für die zukünftige Kri-
senprävention als auch für die 
generelle Verbesserung öffent-
licher Dienstleistungen ,ge-
winnbringend‘ angelegt sind.“

Ein Dreh- und Angelpunkt sei 
dabei die Einrichtung einer ei-
genen Cloud für alle staatli-
chen Verwaltungen, bei Bund, 
Ländern oder Gemeinden. 
„Ohne eine solche Cloud gibt 
es auch kein flächendeckend 
mobiles Arbeiten im öffentli-
chen Dienst“, erklärte Silber-
bach. Staatliche Dokumente, 
darunter auch geheime Unter-
lagen, könnten natürlich nicht 
bei Microsoft oder Apple „ab-
gelegt“ werden: „Gerade des-
halb braucht der Staat eine ei-
gene Speicherlösung, sonst 
fällt der öffentliche Dienst bei 
der Digitalisierung nur noch 
weiter zurück.“ 
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Europäischer Grüner Deal der neuen EU-Kommission

Neudefinition öffentlicher Aufgaben  
für die klimaneutrale Zukunft
Das Thema Klimawandel ist auch für den dbb als gewerkschaftliche Spitzenorganisation des öffentlichen 
Dienstes von großer Bedeutung. Weshalb die Initiative der neuen Europäischen Kommission für einen 
europäischen Grünen Deal, der als Richtschnur für einen umfassenden wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Wandel dienen soll, grundsätzlich zu begrüßen ist, erklärt eine aktuelle dbb Stellungnahme.

Es ist davon auszugehen, dass 
der Übergang in eine CO2-ar-
me oder gar -neutrale Wirt-
schaft auch die öffentliche 
Verwaltung und die Dienst-
leistungen von allgemeinem 
(wirtschaftlichen) Interesse 
einem tiefen Wandel unterzie-
hen wird. Aus dbb Sicht gehen 
mit einem solchen Wandel, 
der in engem Zusammenhang 
auch mit der Digitalisierung 
zu sehen ist, zudem Chancen 
einher.

Die Kommission betont in ihrer 
Mitteilung zum europäischen 
Grünen Deal die Notwendig-
keit der Mobilisierung insbe-
sondere privaten Kapitals zur 
Erreichung ihrer Klimaziele.  
Der dbb teilt diese Auffassung 
insoweit, als der von der Kom-
mission beschriebene „Über-
gang“ nicht ohne Innovationen 
und entsprechende Investitio-
nen der Wirtschaft zu bewälti-
gen sein wird.

Gleichzeitig legt der dbb Wert 
darauf, dass der Grüne Deal 
nicht dazu missbraucht wird, 
neue Privatisierungswellen 
auszulösen. Es wäre nicht ziel-
führend, wenn es nur darum 
ginge, rentable Anlagemög-
lichkeiten für privates Kapital 
zu finden. Die Maßnahmen 
gegen den Klimawandel wer-
den nicht „gerecht und inklu-
siv“ sein, wenn sie mit der Pri-
vatisierung der Chancen, die 
in der Transformation zu einer 
nachhaltigen, klimaneutralen 
Gesellschaft liegen, und der 
Sozialisierung ihrer Risiken 
einhergehen.

Der dbb sieht die öffentliche 
Hand auch nicht nur gefordert, 
öffentliche Investitionen ziel-
gerichtet vorzunehmen und An-
reize für privatwirtschaftliches 
Engagement oder öffentlich-pri-
vate Partnerschaften 
zu setzen. Vielmehr 
muss es darum ge-
hen, Gemein-
wohl in Teilen 
neu zu defi-
nieren 
und der 
Ge-

sellschaft insgesamt einen ver-
lässlichen Rahmen für den ge-
botenen Wandel zu bieten. 
Diese Transformation macht 
nicht anders als die Digitalisie-
rung und der demografische 
Wandel teils neue staatliche 
Aufgaben erforderlich und ver-
ändert viele bestehende.

Der dbb unterstützt politische 
Maßnahmen zur Erreichung 
der Weltklimaziele und teilt die 
Sorge des Gros der Wissen-
schaft, vieler Bürgerinnen und 
Bürger und besonders der Ju-

gend. Um-
weltver-

schmut-
zung 

und Ar-
tenster-

ben sind 
nicht 

mehr 
nur 

eine 
ab-

strakte 
Bedro-

hung. Die Folgen der Erderwär-
mung sind bereits seit einigen 
Jahren mess- und spürbar. Die 
Prognosen der überwältigen-
den Mehrheit der Klimafor-
scher sind in höchstem Maße 
besorgniserregend.

Der dbb betrachtet die Ziel-
setzungen des europäischen 
Grünen Deals als sehr ambitio-
niert, großenteils aber not-
wen dig, um die Chance auf die 
Begrenzung der Erderwärmung 
zu bewahren. Europa allein 
wird die Welt nicht retten kön-
nen. Es ist aber mit seinen 450 
Millionen Einwohnern und sei-
nem Binnenmarkt nach wie vor 
eine Größe, die zählt und Stan-
dards in der Welt zumindest 
beeinflussen kann.

Der dbb warnt allerdings auch 
vor Übertreibungen und Hyste-
rie und vor allem vor radikalen 
Vorstellungen, die mit unserer 
freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung, mit Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit, die 
es in Europa zu verteidigen gilt, 
unvereinbar wären. Die Be-
kämpfung des Klimawandels 
muss mit der liberalen Demo-
kratie vereinbar bleiben.

Der Wandel bietet die Chance 
für eine umfassende Moderni-
sierung Europas. Die Qualität 
staatlicher Aufgaben wie der 
Bildung und vieler weiterer 
neuer und alter Bereiche der 
Daseinsvorsorge wird maßgeb-
lich mitentscheidend sein für 
Erfolg oder Misserfolg des 
Übergangs in eine klimaneut-
rale Zukunft. Es wird aus unse-
rer Sicht und in Anbetracht der 
Größe der Aufgabe und Her-
ausforderung erforderlich sein, 
auch neue öffentliche Aufga-
ben zu definieren. Die gesamte 
Stellungnahme im Internet: 
www.dbb.de/politik-positionen/
europa.html 

 < dbb Projektgruppe zum „Grünen Deal“ 

Der dbb plant die Einrichtung einer Projektgruppe, die staatliche 
Aufgaben und Beschäftigungsperspektiven im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel betrachtet und die gewerkschaftspoliti-
schen Interessen des dbb in diesem für die Zukunft allgemein-
politisch bedeutenden Themenfeld definiert. Diskutiert werden 
soll unter anderem über neue Anforderungen an die öffentliche 
Daseinsvorsorge und künftige staatliche Aufgaben, mit denen  
die angestrebte Klimaneutralität realsiert werden kann.
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Online-Funktionen des Personalausweises

Bringen Apps den 
Durchbruch?

Seit dem 1. November 
2010 wird der deutsche 
Personalausweis im 
Scheckkartenformat  
mit einem RFID-Chip 
ausgegeben, in dem 
 sowohl die Personalda-
ten als auch biometri-
schen  Daten in Form 
des  Lichtbildes und opti-
onal der Fingerabdrücke 
der Inhaberin oder des 
In habers gespeichert 
 werden. Um die Online-
Ausweis funktion nutzen 
zu können, bedurfte es 
bisher eines externen 
Lesegerätes, weshalb sie 
kaum gebraucht wurde. 
Smartphone-Apps 
 sollen das ändern.

Manche Online-Dienstleistun-
gen erfordern die eindeutige 
Identifikation des Auftragge-
bers. Sei es, um die Volljährig-
keit nachzuweisen, wenn es 
 darum geht, ein Bankkonto zu 
eröffnen oder Spirituosen zu 
bestellen. Oder um sich gegen-
über Ämtern und Behörden 
auszuweisen, wenn zum Bei-
spiel der Punktestand in Flens-
burg abgerufen oder der Wohn-
sitz umgemeldet werden soll. 
Dass bis heute von vielen 
Dienstleistern dafür verwende-
te Post-Ident-Verfahren wirkt in 
einer immer schneller werden-
den digitalen Welt beinahe ana-
chronistisch. Daher haben Ban-
ken bereits andere Verfahren 
entwickelt, um Neukunden 
schneller zu identifizieren. Etwa 
die Videoidentifikation, in des-
sen Verlauf der Personalaus-
weis im Videochat mit einem 
Bankmitarbeiter über die Ka-
mera des Computers oder des 
Smartphones gescannt wird.

Um diese Verfahren „amtlich“ 
zu machen und um den On-
line-Funktionen des Personal-
ausweises endlich auch kon-

kreten Nutzen zu entlocken, 
hatte der Bund 2017 eine App 
für Android-Smartphones her-
ausgegeben, die die Anschaf-
fung eines Lesegerätes für den 
Personalausweis überflüssig 
machte. Trotzdem erledigt bis-
her nur jeder zehnte Deutsche 
Behördengänge online mit 
dem Personalausweis. Aller-
dings gibt es bisher auch so gut 
wie keine Behördenvorgänge, 
die sich komplett digital erledi-
gen ließen. Weiter wissen im-
mer noch viel zu wenige, dass 
man sich mit dem Personalaus-
weis online ausweisen kann. 

 < iOS jetzt mit an Bord 

Seit September 2019 hat eine 
weitere große Nutzergruppe 
die Möglichkeit, den Personal-
ausweis mit einer App zu kop-
peln. Die Nutzerinnen und 
Nutzer neuerer iPhones ab iOS-
Version 13.1. können die dafür 
notwendige „AusweisApp2“ 
im Apple-Store kostenfrei her-
unterladen und installieren. 
„Damit können fast alle mo-
dernen Smartphones für den 
einfachen und sicheren Identi-

tätsnachweis im E-Govern-
ment und vor Ort in der Ver-
waltung eingesetzt werden“, 
unterstreicht Klaus Vitt, 
Staatssekretär im Bundesmi-
nisterium des Innern, für Bau 
und Heimat und Beauftragter 
der Bundesregierung für die IT 
zur Einführung der App. Die 
hohe Sicherheit des deutschen 
Personalausweises sei erfolg-
reich auf das Smartphone 
übertragen und damit alltags-
tauglicher und nutzerfreundli-
cher gemacht worden. 

Als konkrete Anwendungen 
führt Vitt die Beantragung ei-
nes Führungszeugnisses, die 
Rentenauskunft, den Abruf  
des Bearbeitungsstandes des 
Kindergeldantrages oder den 
Punktestand in Flensburg so-
wie das Einbringen einer Peti-
tion in den Bundestag auf:  
„All das geht damit jetzt auch 
für  iPhone vom Sofa aus, ganz 
ohne Brief oder gar Erschei- 
nen auf dem Amt.“ 

„Wir freuen uns sehr, dass wir 
den Nutzerinnen und Nutzern 
von iPhones nun ebenfalls die 

AusweisApp2 zur Verfügung 
stellen können. Die Nachfrage 
wurde in den vergangenen Jah-
ren immer größer“, erklärte Dr. 
Stephan Klein, Geschäftsführer 
der Governikus GmbH & Co. 
KG, die im Auftrag des Bundes 
die AusweisApp2 entwickelt 
und kontinuierlich pflegt. Die 
Öffnung der NFC-Schnittstelle 
durch Apple und nicht zuletzt 
der gute Austausch mit der 
Auftraggeberin, dem Bundes-
amt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik, hätten dies 
möglich gemacht. 

Die AusweisApp2 für iOS ver-
fügt über denselben Funkti-
onsumfang wie die Android-
Version. Somit können die für 
das Online-Ausweisen benötig-
ten Daten auf einem iPhone 7 
und aufwärts via NFC (Nah-
feldkommunikation) direkt aus 
dem Ausweis ausgelesen und 
in den Online-Angeboten ver-
wendet werden. Darüber hin-
aus kann das iPhone jetzt auch 
als Kartenleser zur Verwen-
dung mit einem Desktop-PC 
oder einem Tablet fungieren, 
und selbstverständlich steht 
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auch die PIN-Verwaltung zum 
Setzen oder Ändern der Aus-
weis-PIN zur Verfügung. 

Bereits seit 2015 wurde die 
AusweisApp2 für iOS im Rah-
men von umfangreichen Feld-
teststudien erprobt und kon-
tinuierlich weiterentwickelt. 
Zunächst mit einem externen 
Bluetooth-Kartenleser, ab 2017  
mit einem Android-Smart- 
Phone als Kartenleser. Parallel 
zur Weiterentwicklung des 
Apple-Betriebssystems erfolg-
ten die Anpassungen an die 
NFC-Schnittstelle, die spezifi-
schen Bedienelemente und 
Neuerungen an der Betriebs-
systemversion 13 sowie die 
Umsetzung des Features 
 „iPhone als Kartenleser“.  

Seit Januar 2020 liegt die Aus-
weisApp2 in Ver sion 1.20 für 
Computer und Smartphones 
vor und erhielt für PCs und 
Macs ein völlig neues Design, 
mit dem die Bedienung grund-
legend vereinfacht wurde. 
Auch die mobilen Anwendun-
gen für Smart- Phones und 
 Tablets bekamen Funktionen. 

 < App ersetzt Kartenleser

Highlight der aktuellen Version 
ist eine runderneuerte Desk-
top-Anwendung für Windows 
und Mac: Ein übersichtlicher 
Startbildschirm im flachen, 
modernen Design mit leicht 
verständlichen Symbolen und 
Beschriftungen sorgt für einen 
einfachen Einstieg in die App. 

Die von den Anwendern am 
häufigsten verwendeten Funk-
tionen sind so ohne Umwege 
erreichbar. Dazu gehört bei-
spielsweise die „Anbieterüber-
sicht“, in der alle aktuell über 
100 verfügbaren Diensteanbie-
ter aufgelistet werden, die den 
Online-Ausweis unterstützen.

Immer häufiger werden damit 
auch Smartphones als Karten-
leser eingesetzt. Der Computer 
wird dabei über WLAN mit ei-
nem kompatiblen Smartphone 
verbunden, das den Personal-
ausweis physisch ausliest. Die-
se Kopplung wurde in der Be-
dienung vereinfacht und die 
Zuverlässigkeit der Konnektivi-
tät zwischen Computer und 
externem Gerät stark verbes-
sert. So ist der Einsatz der 
 AusweisApp2 auch ohne An-
schaffung eines zusätzlichen 
Lesegeräts möglich.

 < Bisher kaum  
konkreter Nutzen

Die mobilen Apps wurden in 
zwei Bereichen verbessert:  
Für eine höhere Lesbarkeit 
wurden die Farbkontraste  
und Schriften innerhalb der 
Anwendung gemäß den Vorga-
ben der Richtlinien für die Zu-
gänglichkeit von Webinhalten 

(WCAG) des World Wide Web 
Consortiums angepasst. Damit 
einhergehend werden Bild-
schirmleseanwendungen für 
seheingeschränkte Personen 
unter Android und iOS eben-
falls besser unterstützt. Als 
zweite große Änderung wur-
den sämtliche Einstellungs-
möglichkeiten der App in ei-
nem neuen, klar gegliederten 
Menüpunkt zusammenge-
führt. So können Anwender  
die AusweisApp2 noch besser 
an ihre individuellen Bedürf-
nisse anpassen.

So weit das Design. Wirft man 
allerdings einen näheren Blick 
auf die rund 100 Einträge star-
ke Anbieterliste, macht sich 
schnell Ernüchterung breit, 
denn von der breit angelegten 
Nutzung von Behördendienst-
leistungen kann noch keine 
Rede sein. Möglich sind zur  
Zeit neben den von Klaus Vitt 
genannten Anwendungen zum 
Beispiel die Anmeldung zum 
BAföG-Rückzahlungsverfah-
ren, Akteneinsicht in Stasi- 
Unterlagen, die Antragstellung 
im Mahnverfahren, die An-
meldung zur ELSTER-Steuer-
erklärung sowie einige lokale 
Dienstleistungen von Städten 
und Landkreisen. 
 br

 < Der Personalausweis online

Mehr informationen zu den Online-Funktionen des Personalaus-
weises und technische Ratgeber zum Umgang mit den Apps gibt 
es unter www.personalausweisportal.de

 < Kommentar

Weit unter den Möglichkeiten
Auch wenn Bürgerinnen und Bürger viele Behördendienstleistungen 
heute ohne den digitalen Personalausweis zumindest elektronisch 
anstoßen können, bleibt für alle häufig benötigten Vorgänge am 
Ende der persönliche Gang zum Amt obligatorisch. Die Online-Aus-
weisfunktion läuft damit bislang weit unter ihren theoretischen 
Möglichkeiten. Das verwundert um so mehr, da das jahrelange Ge-
zerre um die digitale Signatur mit den neuen Möglichkeiten des Per-
sonalausweises endlich der Vergangenheit angehört. 

Das Institut der deutschen Wirtschaft (IW Köln) hat Berlin in einer 
aktuellen Studie unterdessen zur Stadt mit den besten digitalen 
Bürgerdiensten gekürt. „Die Tatsache, dass für zahlreiche Lebens-
lagen und über bürokratische Zuständigkeitsgrenzen hinweg digi-
tale Angebote bereitstehen und auffindbar sind, verhelfen der 
Bundeshauptstadt Berlin zur Spitzenposition“, heißt es dort. Viel-
leicht liegt es daran, dass man in Berlin sein Auto mittlerweile digi-
tal abmelden kann, ohne persönlich auf der Zulassungsstelle er-
scheinen zu müssen. Abmelden wohlgemerkt. Trotzdem könnte es 
sich lohnen, die elektronischen Funktionen des Personalausweises 
freischalten zu lassen. Es  ist nur eine Frage der Zeit, bis mehr Ver-
waltungsvorgänge online zu bewältigen sein werden.  br

dbb

25



Ti
te

l
na

ch
ge

fr
ag

t

Die Möglichkeiten des Online-Ausweises 
werden massiv ausgebaut
Viele Menschen wissen nicht, 
dass sie den Personalausweis 
auch nutzen könnten, um 
schneller in den Genuss digita
ler Behördendienstleistungen 
zu kommen. Auf der anderen 
Seite gibt es fast zehn Jahre 
nach der Einführung der Funk
tion kaum Behördendienstleis
tungen, die sich vollständig 
 digital abwickeln lassen. Am 
Ende muss man doch persön
lich erscheinen. Jede Bank oder 
Gesundheitskasse ist mit dem 
digitalen Kundenservice weiter 
als die öffentliche Verwaltung. 
Woran liegt das?

Klaus Vitt  
Der Online-Ausweis ist ein 
hochsicheres elektronisches 
Identifizierungsmittel. Seine 
Bekanntheit und Nutzung stei-
gen mit der Bereitstellung at-
traktiver Einsatzmöglichkeiten, 
die wiederum orientieren sich 
vor allem in der Privatwirt-
schaft an seinem Verbreitungs-
grad. 

Derzeit sind von den rund 
68,5 Millionen ausgegebenen 
Personalausweisen gemäß 
Schätzungen des BMI etwa 
30,3 Millionen als Online-Aus-
weise aktiviert. Dieses Potenzi-
al wird ergänzt durch Ausweis-
dokumente für Bürgerinnen 
und Bürger von EU und Dritt-
staaten, die größtenteils mit 
Online-Ausweisen ausgestat-
tet sind. Einen Beleg für das 
steigende Interesse an seiner 
Nutzung liefert die Ausweis-
App2 des Bundes. Ihre Versio-
nen für Windows, MacOS, 
 Android und iOS werden über 
100 000-mal pro Monat herun-
tergeladen. Über die Nutzung 
des Online-Ausweises für digi-
tale Behördengänge liegen 

dem BMI  wegen der föderal 
verteilten Zuständigkeiten 
 keine kon solidierten Zahlen 
vor. Vom eID-Service der Bun-
desver waltung wissen wir, 
dass der Online-Ausweis mo-
natlich etwa 47 000-mal mit 
Verwaltungsleistungen des 
Bundes verwendet wird. 

Im Rahmen der Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes (OZG) 
werden die Nutzungsmöglich-
keiten für den Online-Ausweis 
in der digitalen Verwaltung 
derzeit massiv ausgebaut. So 
bieten alle Nutzerkonten, die 
Bund und Länder gerade auf 
ihren Verwaltungsportalen be-
reitstellen, die Authentisierung 
per Online-Ausweis entweder 
bereits an oder werden ihn in-
tegrieren. 

Die OZG-Umsetzung ist ein 
Mammutprojekt und der Zeit-
plan sehr ambitioniert. 575 
OZG-Leistungen bis Ende 2022 
zu digitalisieren, das kann nur 
geschafft werden, wenn Bund, 
Länder und Kommunen eng 
zusammenarbeiten. Wir liegen 
weiterhin im Plan. In 2020 sol-
len bis zu 30 Leistungen online 
gehen, die für große Zielgrup-
pen relevant sind, zum Beispiel 
der BAföG-Antrag, der Aufent-
haltstitel und der Führer schein-
antrag. Wichtige OZG-Leis-
tungen sind bereits digital 
verfügbar, wie zum Beispiel 
seit Dezember 2019 das Wohn-
geld in schleswig-holsteini-
schen Pilotkommunen. In den 
ersten Wochen wurden rund 
100 Anträge online gestellt; 
dazu gab es viel positives Feed-

back. Das „Einer-für-alle“-Prin-
zip macht das rasche Ausrollen 
in weitere Länder möglich. 

Aufgrund unserer föderalen 
Struktur ergeben sich heraus-
fordernde Rahmenbedingun-
gen für die Verwaltungsdigi-
talisierung. Die heterogenen 
Anwendungen und IT-Infra-
strukturen von Bund, Ländern 
und Kommunen machen diese 
Aufgabe komplex, denn für 
eine bundesweit funktionie-
rende digitale Verwaltung 
muss die Interoperabilität aller 
Ebenen erreicht werden. Ein 
direkter Vergleich mit zentral 
strukturierten Staaten hinkt 
also – nichtsdestotrotz werden 
wir den Rückstand in Sachen 
Digitale Verwaltung aufholen 
müssen. 

?nachgefragt bei ...  
  ... Klaus Vitt, Beauftragter der Bundesregierung für Informationstechnik

 < Klaus Vitt, Beamteter Staatssekretär und Beauftragter der Bundesregierung für Informationstechnik
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dbb bundesseniorenvertretung

Im Dialog  
mit der Politik
Versorgung, Beihilfe, die Zukunft der privaten 
Krankenversicherung und der Stellenwert der 
 Seniorenpolitik in der Bundesregierung sind 
 Themen, die Seniorinnen und Senioren aus dem 
öffentlichen Dienst auf den Nägeln brennen. 
 Mitglieder der dbb bundesseniorenvertretung 
 haben den Dialog mit Akteuren der Senioren-
politik fortgesetzt und Antworten eingefordert.

Im Dialog mit Ministerialdirek-
tor Ansgar Hollah, Leiter der Ab-
teilung D „Öffentlicher Dienst“ 
im Bundesministerium des In-
nern (BMI), wies der Vorsitzen-
de der dbb bundesseniorenver-
tretung Horst Günther Klitzing 
am 30. Januar 2020 in Berlin auf 
die die Problematik langer War-
tezeiten bei der Bearbeitung 
von Beilhilfeanträgen hin.

 < Hollah: Versorgung auf 
sicherem Fundament

Pensionärinnen und Pensio-
näre hätten oft höhere Ge-
sundheitsausgaben als aktive 
Beamte, mit denen sie in Vor-
leistung treten müssten. Lange 
Bearbeitungszeiten würden bei 
höheren Summen zum finanzi-
ellen Problem. Hollah verwies 
darauf, dass Bund und Länder 
derzeit im Zuge der Verwal-
tungsdigitalisierung die Direkt-
abrechnung mit den Kranken-
häusern aufbauen. Ziel sei die 
Einführung im kommenden 
Jahr. Obwohl sich die Digitali-
sierung künftig in allen Ver-
waltungsbereichen nieder-
schla ge, würde die Möglichkeit 
der „analogen“ Antragstellung 
auf Papier erhalten bleiben. 
Hollah empfahl die Beihilfe-
App des Bundesverwaltungs-
amtes, die Anträge selbsterklä-
rend und deutlich sicherer und 
schneller als ein Brief über-
mittle. Zur Sicherheit der Be-
amtenversorgung unterstrich 

Hollah, dass sich die Eigenstän-
digkeit des Beihilfe- und Ver-
sorgungssystems bewährt 
habe und erhalten bleiben 
müsse. Bei der Versorgungs-
rücklage habe der Bund den 
Entnahmezeitraum bis 2030 
verlängert und könne die Be-
amtenversorgung ein Jahr lang 
ohne Einnahmen garantieren.

 < PKV-Verband: Moderner 
Generationenvertrag

Im Gespräch mit dem Direktor 
des Verbandes der privaten 
Krankenversicherung (PKV), 

Dr. Florian Reuther, und PKV-Ge-
schäftsführer Dr. Timm Genett 
betonte Klitzing am 27. März 
2020 im dbb forum berlin die 
vertrauensvolle Zusammenar-
beit zwischen dbb und PKV. Ob-
wohl der Anteil PKV-versicher-

ter Beihilfeberechtigter bei 
rund 50 Prozent der Versicher-
ten liege, verliere die PKV bei 
jüngeren Beschäftigten an Be-
deutung. In diesem Zusammen- 
hang kritisierte Reuther die 
 aktuelle Bertelsmann-Studie 
zur Abschaffung der PKV als 
„fehlerbehaftet. Sie geht von 
falschen Voraussetzungen aus 
und wird keine dauerhafte Rolle 
in der Diskussion spielen.“ Nach 
Auffassung von Genett handele 
es sich bei der kontrovers disku-
tierten Studie we niger um ei-
nen „Beitrag zur Politik gestal-
tung, sondern vielmehr um ein 

Szenario“. Positiv sei, dass sich 
die Mehrheit der Beamtinnen 
und Beamten trotz mittlerweile 
in einzelnen Bundesländern an-
gebotener Optionen wie dem 
„Hamburger Modell“ zur ge-
setzlichen Krankenversicherung 

nach wie vor für die PKV ent-
schieden. Allerdings sei das bei 
den Jüngeren kein Automatis-
mus mehr, „sie sehen eher auf 
die Beitragshöhe als auf das 
Leistungsniveau“, so Reuther. 

Auf die Frage, wie die PKV auf 
die zu erwartenden Kostenstei-
gerungen reagiere, bestätigten 
Reuther und Genett, dass die 
Versorgung der Pflegebedürf-
tigen perspektivisch teurer 
werde und mit steigenden Ei-
genanteilen einhergehe. Die 
Reformen der Pflegeversiche-
rung in den vergangenen Jah-
ren seien letztlich Leistungs-
ausweitungen gewesen, die  
zu Mehrausgaben sowohl in 
der gesetzlichen als auch in der 
privaten Pflegeversicherung 
geführt hätten. Zudem sei die 
Zahl der Pflegebedürftigen 
 gestiegen. Der PKV-Verband 
denke über eine neue Art des 
Generationenvertrages nach, 
um Beitragssteigerungen in 
Grenzen zu halten. 

 < CDU: Rente generationen-
gerecht sichern

Verbesserungen bei der Ren-
tenüberleitung forderten dbb 
Seniorenchef Horst Günther 
Klitzing und der stellvertreten-
de Vorsitzende der dbb bun-
desseniorenvertretung, Klaus-
Dieter Schulze, am 13. März 
2020 von den CDU-Bundes-
tagsabgeordneten Markus 

 < dbb Seniorenchef Horst Günther Klitzing im Dialog mit Ministerial-
direktor Ansgar Hollah, Leiter der Abteilung D „Öffentlicher Dienst“ im 
Bundesministerium des Innern (BMI), … 

 < … Dr. Florian Reuther (rechts) und Dr. Timm Genett (links) vom PKV-Ver-
band, …
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Weinberg und Uwe Schummer. 
„Die Benachteiligung ganzer 
Personengruppen im Osten 
Deutschlands ist nicht hin-
nehmbar. Hier muss dringend 
nachgebessert werden“, so 
Klitzing und Schulze. Einigkeit 
herrschte darüber, dass die ge-
nerationengerechte Sicherung 
der Rente eine der großen Zu-
kunftsaufgaben sei. „Die Her-
ausforderung besteht darin, 
die Interessen der verschiede-
nen Generationen zu berück-
sichtigten und eine zukunfts-
fähige Lösung zu finden“, 
betonte Klitzing, der darüber 
hinaus ein klares Bekenntnis 
der CDU zum Stellenwert der 
Seniorenpolitik verlangte. 
Weinberg erklärte, dass senio-
renpolitische Grundsatzpositi-
onen in die Gesetzentwürfe 
der Fachminister der Regie-
rungskoalition einflössen.

 < BMAS: Grundrente aus 
Steuern finanzieren

Bereits am 23. Januar 2020 wa-
ren der dbb Seniorenchef und 
sein Stellvertreter Siegfried 
Damm mit Dr. Rolf Schmach-
tenberg, dem Staatssekretär 
im Bundesministerium für 
 Arbeit und Soziales (BMAS),  
zu einem Meinungsaustausch 
zusammengekommen. The-
men waren unter anderem  
die Grundrente, Krankenversi-
cherungsbeiträge auf Betriebs-
renten und Fragen der Renten-
überleitung.

Die dbb Seniorenvertreter ho-
ben zunächst hervor, dass die 
Zielrichtung der Grundrente, 
niedrige Renten langjähriger 
Beitragszahler aufzustocken, 
ebenso wie die vorgesehene 
Steuerfinanzierung der Leis-
tung zu begrüßen seien. „Bei 
der Grundrente macht die Poli-
tik zum Glück nicht denselben 
Fehler wie bei der „Mütterren-

te“. Gesamtgesellschaftlich ge-
wollte versicherungsfremde 
Leistungen dürfen nicht allein 
von den Beitragszahlern finan-
ziert werden. „Sie müssen aus 
Steuermitteln bezahlt wer-
den“, betonte Klitzing. Die vor-
gesehenen Verbesserungen 
auch den bereits vorhandenen 
Rentnerinnen und Rentnern 
zukommen zu lassen, sei ein 
richtiger Schritt. „Rentenerhö-
hungen im Bestand hätten wir 
uns auch bei Verbesserungen 
für Erwerbsminderungsrenten 
in den vergangenen Reformpa-
keten gewünscht“, so der Chef 
der dbb Senioren.

„Die Einführung eines Freibe-
trags bei den Krankenversiche-
rungsbeiträgen auf Betriebs-

renten kann aus unserer Sicht 
nur ein erster Schritt sein. Ziel 
muss weiter die hälftige Belas-
tung sein“, ergänzte der Zweite 
Vorsitzende der dbb Senioren, 
Siegfried Damm. Seit der Re-
form 2004 müssen die Be-
triebsrentner – darunter die Be-
zieher einer Zusatzversorgung 
im öffentlichen Dienst – den 
vollen Krankenversicherungs-
beitrag auf ihre Betriebsrenten 
entrichten. „Die Attraktivität 
der Betrieblichen Altersversor-
gung muss insgesamt gestei-
gert werden, wenn diese Säule 
eine stärkere Rolle im Gesamt-
konzept der Alterssicherung 
spielen soll. Dazu gehört de-
finitiv auch die Belastung mit 
Krankenversicherungsbeiträ-
gen“, so Damm weiter. 

Der Staatssekretär berichtete 
zudem über die Arbeit der 
Kommission „Verlässlicher Ge-
nerationenvertrag“, die ein 
Rentenkonzept über das Jahr 
2025 hinaus erarbeiten soll. 
Angesichts der sehr unter-
schiedlichen Zusammenset-
zung der Kommission sei die 
Erzielung eines einvernehmli-
chen Vorschlages eine Heraus-
forderung. 

Abschließend tauschten sich 
dbb Seniorenvertreter und 
BMAS über Fragen der Ren-
tenüberleitung aus. Schmach-
tenberg zufolge erarbeite das 
Ministerium momentan einen 
Gesetzentwurf, mit dem der 
Koalitionsvertrag zu diesem 
Punkt umgesetzt werden soll. 
Der Vertrag von CDU, CSU 
und SPD sieht vor, Härtefälle 
in der Grundsicherung im 
Rentenüberleitungsprozess 
mit einer Fondslösung auszu-
gleichen. Die dbb Senioren-
vertretung werde das Gesetz-
gebungsverfahren 
aufmerksam und kritisch be-
gleiten, so Klitzing. „Im 30. 
Jahr der Deutschen Einheit 
und angesichts des teilweise 
sehr hohen Alters der Betrof-
fenen muss nun zügig eine 
Regelung gefunden werden, 
die deren Interessen tatsäch-
lich gerecht wird!“ 

 < … dem stellvertretenden Vorsitzenden der dbb bundesseniorenvertretung 
Klaus-Dieter Schulze (rechts) und den CDU-Bundestagsabgeordneten 
Markus Weinberg und Uwe Schummer (Erster und Zweiter von links) …

 < … sowie zusammen mit dem Zweiten Seniorenvorsitzenden Siegfried Damm und dem dbb Rentenexperten 
 Stefan Czogalla im Gespräch mit BMAUS-Staatssekretär Dr. Rolf Schmachtenberg (von links).
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Bundesdigitalministerium

Wirrwarr von  
Insellösungen beenden
Die dbb jugend befürwortet die Einrichtung eines Bundesdigitalministeriums. 
„Deutschland muss in Sachen moderner Staat endlich vorankommen und 
nicht weiter hinterherlaufen“, sagt dbb jugend-Chefin Karoline Herrmann.

„Ein Digitalministerium des 
Bundes, in dem die Umsetzung 
der digitalen Daseinsvorsorge 
flächendeckend koordiniert und 
vorangetrieben wird, wäre ein 
großer Schritt in die richtige 
Richtung“, kommentierte die 
Vorsitzende der dbb jugend, Ka-
roline Herrmann, die Forderung 
von Junge Union-Chef Tilman 

Kuban nach der Einrichtung 
 eines solchen neuen Ressorts 
auf Bundesebene, die dieser  
in einem Gastbeitrag für das 
„Handelsblatt“ (Ausgabe vom 
4. März 2020) erläutert hatte.

„Wir haben in den letzten Jah-
ren feststellen müssen, dass es 
mit der Digitalisierung der Ver-

waltung nur schleppend vor-
angeht. Regelmäßige Moni-
torings bescheinigen uns, 
dass der moderne Staat hier-
zulande im internationalen 
Vergleich leider noch immer 
in den Kinderschuhen steckt. 
Darunter leiden Bürgerinnen 
und Bürger ebenso wie die 
Beschäftigten in allen Berei-

Live bei Deutschlandfunk „Campus & Karriere“

Staat ohne Diener – verkauft sich der 
öffentliche Dienst zu schlecht?
dbb jugend-Chefin Karoline Herrmann und dbb 
 jugend berlin-Chef Marcel Oehm erläuterten im 
Deutschlandfunk, warum der öffentliche Dienst 
ein spannender Arbeitgeber ist und was er tun 
muss, um mehr junge Leute für die Arbeit beim 
Staat zu begeistern. 

Zu wenige Lehrer, Bauanträge, 
die nicht genehmigt werden, 
oder Justizfälle, die erst Mona-
te später vor Gericht kommen: 
Dem öffentlichen Dienst fällt 
es immer schwerer, Interessen-
ten für offene Stellen zu fin-
den. Es brennt nicht nur bei der 
Feuerwehr, sondern auch bei 
den Jugend- und Gesundheits-
ämtern, Kindergärten, Bau-
ämtern und in den Schulen. 
 Polizisten, Feuerwehrleute, 
 Ingenieure, Architekten, IT-
Kräfte und Lehrer gehören zu 
den begehrtesten Kräften.

„Ist das Beamtentum so ver-
staubt oder hat der akute Per-

sonalmangel ganz andere Ur-
sachen?“, fragte die Sendung 
„Campus & Karriere“ am 22. 
Februar 2020 im Deutschland-
funk: Woran liegt es, dass dem 
Staat der Nachwuchs fehlt? 
Wie wirkt sich das auf die Ar-
beit von Behörden aus? Ver-
kauft sich der öffentliche 
Dienst zu schlecht? Warum 
sollten sich junge Leute heute 
für eine Karriere in Behörden 
entscheiden? 

Neben Gisela Färber, Leiterin 
der Forschungsstelle öffentli-
cher Dienst, Hochschule Spey-
er, und Anja Hahn, Agentur für 
Arbeit in Stuttgart und Lud-

wigsburg, waren auch dbb 
 jugend-Chefin Karoline Herr-
mann, Kommunalbeamtin im 
Jugendamt des Landkreises 
Nordwestmecklenburg, und 
dbb jugend berlin-Chef Marcel 
Oehm, Bundesbeamter, „live 
on air“. Die beiden warben aus-
drücklich für den öffentlichen 
Dienst als Arbeitgeber und 
räumten mit dem einen oder 
anderen hartnäckigen Vorur-

teil auf. Karoline Herrmann: 
„Der öffentliche Dienst ist viel-
fältig und bietet so viele Mög-
lichkeiten, um in verschiede-
nen Bereichen zu arbeiten und 
diese auch mal zu wechseln. 
Das verstaubte Image ist da 
längst überholt.“ 

Den gesamten Beitrag  
online zum Nachhören:  
https://bit.ly/2v17lZS. 

 < „Live on air“: dbb jugend-Chefin Karoline Hermann und der Chef der dbb 
jugend berlin, Marcel Oehm, erläuterten im Deutschlandfunk die Vorzü-
ge des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber.
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chen des öffentlichen Dienstes“, 
so Herrmann. Deswegen beste-
he dringender Handlungsbedarf. 
„Ein wesentliches Umsetzungs-
hemmnis ist die Zersplitterung, 
weil zuständigkeitsbedingt jede 
Gebietskörperschaft trotz aller 
Konsolidierungsbemühungen 
ihre eigenen IT-Lösungen ent-
wickelt und implementiert. In 
der Folge entsteht ein Wirrwarr 
von Insellösungen, das das 
Schlimmste für die im digitalen 
Zeitalter so elementar wichtige 
Kompatibilität befürchten 
lässt“, warnte die dbb jugend-
Chefin. „Das muss ein Ende 
 haben. Dienstleistungen von 
Behörden und Verwaltungen 
müssen allen Bürgerinnen und 
Bürgern gleichermaßen zugäng-
lich gemacht werden, es darf in 
Mecklenburg-Vorpommern 
nicht komplizierter sein als in 
Bayern und muss mit ein und 
demselben Nutzerkonto funkti-
onieren. Außerdem müssen Ver-
waltungen und Behörden des 
Bundes, der Länder und der 
Kommunen von Flensburg bis 
Garmisch-Patenkirchen auf 
Knopfdruck miteinander kom-
munizieren und Daten austau-
schen können – insbesondere in 

Sicherheitsbelangen“, forderte 
Herrmann. Hier könne ein Digi-
talministerium wirksame und 
nachhaltige Strukturen und 
Standards schaffen.

Besonderes Augenmerk müsse 
in einem Bundesdigitalministe-
rium auch auf der Modernisie-
rung der Behörden- und Ver-
waltungsarbeit selbst liegen, 
betonte die dbb jugend-Vorsit-
zende: „Die Erprobung flexibler 
Arbeitsmethoden und -modelle 
könnte dort erfolgen und dann 
als Best-Practice-Rollout für 
den öffentlichen Dienst bun-
desweit angeboten werden. 
Gerne mit externen Kräften  
als Impuls, aber es soll bitte 
niemand die Expertise und In-
novationskraft der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes 
unterschätzen: Sie haben das 
entscheidende Know-how und 
können die Herausforderungen 
und Erfordernisse der Moderni-
sierung exakt prozess- und an-
wendungsbezogen aufzeigen. 
Sie wissen am besten, worauf 
es für Deutschlands öffentli-
chen Dienst ankommt und wie 
er zukunftsfest aufgestellt wer-
den muss.“ 

„Alles klar?“ – das dbb 
jugend magazin t@cker 
titelt mit einer Frage, 
die dieser Tage ein we-
nig seltsam anmutet: 
Denn nichts ist klar. 
Außer der Tatsache, 
dass die Coronavirus-
Pandemie die ganze 
Welt fest im Griff 
hat. „Rund um den 
Globus kämpfen die 
Menschen gegen 
einen unsichtbaren 
Feind. Ein Ende ist 
nicht in Sicht, und die medizini-
schen, wirtschaftlichen und sozia-
len Folgen sind heute noch gar 
nicht absehbar. Was aber abseh-
bar ist: Nur gemeinsam und soli-
darisch werden wir durch diese 
Krise kommen“, schreibt dbb ju-
gend-Chefin Karoline Herrmann 
im Editorial. „Zusammen!“ laute 
das Gebot der Stunde, der kom-
menden Tage, Wochen und Mona-
te, so Herrmann. „Für die Men-
schen im öffentlichen Dienst ist 

dieser Zusam-
menhalt, dieses 
‚Einer für alle 
und alle für 
 einen‘ nicht 
fremd, es ist so-

zusagen seine 
DNA. Es macht 
mich unfassbar 
stolz zu sehen,  

wie Deutschlands 
öffentlicher Dienst 
auch in der Krise 
funktioniert. Egal, 

wohin wir schauen, 
ob medizinischer 

 Bereich, Sicherheit, Ordnung, Ver-
waltung, Verkehr, Krisenstäbe – 
alle ziehen an einem Strang. Man 
mag sich aufregen über föderalis-
musbedingte Reibungsverluste. 
Aber das Große und Ganze läuft, 
und dies ist insbesondere das 
 Verdienst der Millionen Frauen 
und Männer im Staatsdienst!“  
Das dbb jugend magazin t@cker: 
einfach direkt reinsurfen unter 
www.tacker-online.de! 
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Berufskrankheiten

Der lange Weg 
zur Anerkennung
Manche Berufe gehen an die körperliche 
Substanz, auch im öffentlichen Dienst. 
 Pflegekräfte leiden nach langjähriger  
Arbeit oft an Rückenproblemen. Polizei-
beamte können sich auf veralteten Schieß-
ständen vergiftet haben. Überall, wo hart 
gearbeitet wird, können körperliche Schäden 
die Folge sein. Aber nicht alle Berufskrank-
heiten sind offiziell anerkannt. Eine Geset-
zesnovelle soll die Anerkennung verbessern. 

Das Bundeskabinett hat am 
18. Dezember 2019 den Ent-
wurf des 7. Gesetzes zur Ände-
rung des Vierten Buches Sozi-
algesetzbuch (SGB IV) und 
anderer Gesetze beschlossen. 
Teil dieses umfangreichen Ge-
setzes sind auch eine Reihe von 
Maßnahmen, mit denen das 
Berufskrankheitenrecht fort-
entwickelt werden soll. 

Im Einzelnen sieht der Gesetz-
entwurf folgende Maßnahmen 
vor: den Wegfall des Unterlas-
sungszwangs – also die Aufga-
be der schädigenden Tätigkeit 
– bei den davon betroffenen 
Berufskrankheiten verbunden 
mit einer Ausdehnung der Mit-
wirkungspflichten bei Präven-
tionsmaßnahmen. 

Größere Transparenz soll ge-
schaffen werden, indem der 
„Ärztliche Sachverständigen-
beirat Berufskrankheiten“ 
rechtlich verankert wird. Darü-
ber hinaus soll eine personelle 
Aufstockung des Gremiums 

dafür sorgen, dass schneller 
über die Anerkennung neuer 
Berufskrankheiten entschie-
den wird. Weiter sollen ein-
heitliche gesetzliche Regelun-
gen zur Anerkennung von 
Bestandsfällen bei neuen 
 Berufskrankheiten gelten.

Bestehende Instrumente zur 
Beweiserleichterung sollen 
ausgebaut und rechtlich ver-
ankert werden, zum Beispiel 
Arbeitsplatz- und Gefähr-
dungskataster.

Aufseiten der Unfallversiche-
rung soll die öffentliche Bericht-
erstattung gestärkt werden, 
um mehr Transparenz und grö-
ßere Anreize zur Berufskrank-
heitenforschung zu schaffen. 

 < Reform greift zu kurz

Wenn der vorliegende Gesetz-
entwurf die parlamentari-
schen Hürden nimmt, sollen 
die Regelungen am 1. Januar 
2021 in Kraft treten. Doch es 

regt sich Widerstand, denn 
 unter anderem gehen den 
 Ländern sowie Verbänden die 
Änderungen nicht weit genug. 
Der federführende Ausschuss 
für Arbeit, Integration und So-
zialpolitik sowie der Gesund-
heitsausschuss, der Ausschuss 
für Innere Angelegenheiten, 
der Rechtsausschuss und der 
Wirtschaftsausschuss des 
Bundesrates haben dem Bun-
desrat empfohlen, zu dem 
 Gesetzentwurf Stellung zu 
nehmen: Die Reformen im 
 Bereich des Berufskrankhei-
tenrechts seien nicht ausrei-
chend und ließen einige Forde-
rungen der Länder außer Acht. 
Unter anderem betreffe das 
die Ausstattung des Ärztlichen 
Sachverständigenbeirats Be-
rufskrankheiten mit eigenen 
Finanzmitteln, um eigene For-
schungsprojekte initiieren zu 
können. Zudem fehle eine Här-
tefallregelung für Krankheiten, 
die wegen seltener Gefähr-
dung oder einem zu kleinen 
Betroffenenkreis nicht in die 

Liste der Berufskrankheiten 
aufgenommen werden. 

Außerdem fordern die Länder 
eine Beweislasterleichterung, 
weil Arbeitnehmer es bisher 
oft schwer haben, die nötigen 
Belege für den Grund ihrer ar-
beitsbedingten Erkrankung  
zu beschaffen. Zum Beispiel, 
wenn ein Arbeitgeber seiner 
Dokumentationspflicht beim 
Umgang mit Schadstoffen 
nicht nachgekommen ist oder 
der Arbeitgeber schon seit 
Jahren nicht mehr existiert.  
In solchen Fällen sollten auch 
Plausibilitätsnachweise genü-
gen, so die Forderung. Weiter 
wird kritisiert, dass die gesetz-
liche Regelung im Bereich Prä-
vention von Berufskrankhei-
ten den Ar beitgeber nicht 
stark genug einbezieht. Zu-
dem soll der  Datenaustausch 
zwischen  Trägern der gesetzli-
chen  Unfallversicherung und 
den Arbeitsschutzbehörden, 
die beide für Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zuständig 
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sind, auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt werden.

Nach Informationen der Süd-
deutschen Zeitung und des 
Nachrichtenkanals Buzzfeed 
News (Ausgaben vom 11. Feb-
ruar 2020) sind einige Länder-
vertreter der Auffassung, dass 
die Bundesländer von der Bun-
desregierung ausgebootet 
würden. Das Bundesarbeits-
ministerium wolle das neue 
Berufskrankheitenrecht im 
 Interesse der Unternehmen 
„möglichst schnell durchwin-
ken“. Die Bundesländer drän-
gen daher auf mehr Rechte für 
Betroffene, damit die Unfall-
versicherungen mehr Men-
schen entschädigen müssen.

Auch der Sozialverband VdK 
hat Bedenken angemeldet. 
VdK-Präsidentin Verena Ben-
tele gehen die Regelungen 
nicht weit genug: „Ich hätte 
mir eine große Reform ge-
wünscht. Leider wird nur ein 
kleines Karo gespielt. Das 
reicht nicht“, kritisiert Bentele. 
Wenn nur jeder Vierte, bei dem 
der Arzt den Verdacht auf eine 
Berufskrankheit festgestellt 
habe, auch eine Anerkennung 
erhalte, laufe etwas falsch. 
„Teilweise müssen die Erkrank-
ten das in jahrelangen Verfah-
ren vor Gericht durchkämpfen. 

Das ist für erkrankte Menschen 
eine Zumutung.“

 < Krankheitsliste  
modernisieren

Zwar sei es ein Fortschritt, dass 
der sogenannte Unterlassungs-
zwang wegfalle und Betroffene 
weiter in ihrem Beruf arbeiten 
könnten, um Leistungen zu be-
ziehen. Darüber hinaus müsse 
aber jede und jeder, die/der 
durch ihren/seinen Job krank 
geworden ist, vom ersten Tag 

des Krankheitsausbruchs An-
sprüche daraus haben. Es sei 
daher nicht gerecht, dass für 
80 Krankheiten verschiedene 
Stichtagsregeln gelten und für 
alle künftigen, neuen Berufs-
krankheiten nicht. Der VdK 
 fordert die Anerkennung von 
Berufskrankheiten ohne Stich-
tagsregelungen sowie eine mo-
dernere Krankheitsliste, die 
auch psychische Erkrankungen 
und typische Erkrankungen aus 
sogenannten Frauenberufen 
etwa in der Pflege und der Kin-

derbetreuung enthält. Der VdK 
fordert zusätzlich zum ärztli-
chen Sachverständigenrat ei-
nen neuen „Sozialen Ausschuss 
Berufskrankheiten“ beim Bun-
desarbeitsministerium, der aus 
den Sozialpartnern und Sozial-
verbänden besteht.

Auch dbb Tarifchef Volker 
 Geyer und der stellvertretende 
dbb Bundesvorsitzende Maik 
Wagner, der in der dbb Bun-
desleitung Verantwortung für 
Soziales und Gesundheit trägt, 
sehen die Gesetzesnovelle in 
der bisher vorliegenden Form 
kritisch, was die fehlende An-
erkennung psychischer Erkran-
kungen betrifft. „Diese Fakto-
ren sind zuletzt gesetzlich im 
Arbeitsschutzgesetz verankert 
worden“, sagt Volker Geyer in 
Bezug auf die Arbeitnehmer-
rechte. „Daher wäre es nur lo-
gisch, dass sie Eingang in die 
Liste der Berufskrankheiten 
finden.“ Das sehe der Gesetz-
entwurf in der vorliegenden 
Form aber nicht vor. 

Für Maik Wagner stehen in die-
sem Zusammenhang neben 
Burn-out-Erkrankungen auch 
Posttraumatische Belastungs-
störungen im Fokus: „Wir haben 
jedes Jahr einerseits zahlreiche 
Fälle von Angriffen auf Beschäf-
tigte des öffentlichen Dienstes, 
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etwa in Arbeitsämtern, in 
 sozialen Diensten oder bei Ge-
richtsvollziehern und anderen 
Berufsgruppen zu beklagen, die 
direkten Klientenkontakt ha-
ben. Andererseits geht das im 
Beruf Erlebte auch bei Einsatz- 
und Rettungskräften oder beim 
Fahrpersonal oft nicht spurlos 
an den Kolleginnen und Kolle-
gen vorüber, etwa bei schweren 
Unfällen und Katastrophen. Da-
raus resultierende Erkrankun-
gen müssen unbedingt als an-
erkennungsfähig eingestuft 
werden.“ 

 < Die Probleme sind  
praktischer Natur

Dass die Anerkennung einer 
 Berufskrankheit schwierig und 
langwierig sein kann, wissen 
auch dbb Mitglieder. „Zuletzt 
haben wir ein Verfahren erfolg-
reich abgeschlossen, das wir für 
einen Kollegen aus dem Stra-
ßenverkehrsdienst begleitet 
haben“, berichtet Hermann- 
Josef Siebigteroth, Bundesvor-
sitzender der VDStra.-Fachge-
werkschaft der Straßen- und 
Verkehrsbeschäftigten. „Es 
ging um eine Erkrankung an 
weißem Hautkrebs, die am 
Ende als berufsbedingt aner-
kannt wurde.“ Aber nicht nur 
wetterbedingte körperliche 
Schäden sind bei Straßenwär-
terinnen und Straßenwärtern 
häufig. Auch Lärm und dessen 
Folgen sind ein Thema: „Wir ha-
ben zur Zeit noch ein offenes 
Verfahren mit der Rentenversi-
cherung, wo die Anerkennung 
einer Lärmschwerhörigkeit sei-
tens der Landesunfallkasse Bay-
ern zwar erfolgte, aber eine 
Rentenzahlung diesbezüglich 
abgelehnt wurde.“

Die Dienstleistungszentren 
des dbb, die Rechtsschutzfäl-
le für dbb Mitglieder durch-
fechten, haben es von Zeit 
zu Zeit ebenfalls mit Be-
rufskrankheiten zu tun. 
„Eine Grundproblema-
tik beim Kampf um die 
An erkennung einer 
 berufsbedingten Er-
krankung ist, dass 
die konkreten Be-
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lastungen, unter denen die 
Mitarbeiter arbeiten müssen, 
von Arbeitgebern und Dienst-
herrn zu gegebener Zeit oft 
nicht dokumentiert und keine 
Gefährdungsbeurteilungen er-
stellt werden“, erklärt Rechts-
anwältin Cornelia Schüddekopf 
vom dbb Dienstleistungszen-
trum Nord in Hamburg. „Jahre 
später besteht dann die Proble-
matik, dass nicht mehr bewie-
sen werden kann, welche kon-
kreten Belastungen, wie zum 
Beispiel Krafteinwirkungen auf 
die Lendenwirbelsäule, tat-
sächlich vorgelegen haben.“ 
Problematisch sei auch die Fra-
ge der Ursache für die jeweilige 
Tätigkeitsaufgabe. „Zumindest 
in einigen Fällen leiden die Be-
troffenen unter verschiedenen 
Erkrankungen, von denen nur 
eine als Berufskrankheit gel-
tend gemacht wird“, so Schüd-
dekopf weiter.

Was die Anerkennungsmoda-
litäten für Berufskrankheiten 
betrifft, gibt es im Beamten-
recht übrigens keine Sonder-
regelungen, sodass die Aner-
kennung etwaiger Erkran- 

kungen nach den gleichen 
 Kriterien behandelt wird wie 
bei Tarifbeschäftigten. Die 
Dienstherrn berufen sich in 
diesem Fall auf die Regelungen 
der gesetzlichen Unfallversi-
cherung und behandeln die 
 Erkrankung als „Dienstunfall“. 
Im Beamtenversorgungsgesetz 
heißt es dazu: „Erkrankt ein Be-
amter, der wegen der Art sei-
ner dienstlichen Verrichtungen 
der Gefahr der Erkrankung an 
einer bestimmten Krankheit 
besonders ausgesetzt ist, an 
dieser Krankheit, so gilt die Er-
krankung als Dienstunfall, es 
sei denn, dass der Beamte sich 
die Krankheit außerhalb des 
Dienstes zugezogen hat. Die 
Erkrankung gilt jedoch stets als 
Dienstunfall, wenn sie durch 
gesundheitsschädigende Ver-
hältnisse verursacht worden 
ist, denen der Beamte am Ort 
seines dienstlich angeordneten 
Aufenthalts im Ausland beson-
ders ausgesetzt war“ (§ 31 
Abs. 3 BeamtVG des Bundes). 

 < Fürsorgepflicht ernst 
nehmen

So weit die Theorie. In der ba-
den-württembergischen Lan-
desjustiz zum Beispiel wird 
statt von Berufsunfähigkeit 
von Dienstunfähigkeit gespro-
chen. „Wenn der Gang zum 
Amtsarzt aufgrund längerer 

Erkrankung angeordnet wird, 
endet das entweder mit der 
Feststellung von Teildienstfä-
higkeit oder Dienstunfähig-
keit“, erläutert Reinhard Ring-
wald, Landesvorsitzender der 
Deutschen Justiz-Gewerkschaft 
(DJG) Baden-Württemberg. 
Umschulungen oder ähnliche 
Maßnahmen gebe es in beiden 
Fällen aber nicht. „Die Betrof-
fenen müssen dann mit dem 
Einkommen, das ihnen bei 
Dienstunfähigkeit bleibt, aus-
kommen“, kritisiert Ringwald, 
dem zudem aufgefallen ist, 
dass gerade Beamte des mittle-
ren Dienstes sehr schnell zum 
Amtsarzt geschickt werden. 
„Traurig dabei ist, dass es Fälle 
gibt, in denen Mitarbeiter 30 
und 40 Jahre ihr letztes Hemd 
gegeben und nicht auf ihre 
 Gesundheit geachtet haben. 
Zieht der Körper die Notbremse 
und physische oder psychische 
Krankheitsbilder gewinnen die 
Überhand, ist das Ende der 
Gang zum Amtsarzt.“ Ringwald 
bemängelt, dass die Dienst-
herrn ihrer Fürsorgepflicht oft 
nicht genügend nachkommen: 
„Wo sind Verwaltungsleiter 
und Behördenvorstände, die 
Betroffenen rechtzeitig signali-
sieren, dass sie mit dauerhaf-
ten Überstunden abends und 
am Wochenende kürzer treten 
sollen? Das wäre vernünftige 
Prävention.“ br 
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Öffentlicher Dienst

Die Erschöpfung 
nimmt zu
Beschäftigte im öffentlichen Dienst sind partiell 
 häufiger von einer hohen Arbeitsintensität betroffen 
als Beschäftigte in anderen Wirtschaftsbereichen. 
Das zeigt ein neues Faktenblatt der Bundesanstalt  
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA). 

Während 67 Prozent der Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst davon berichten, häufig 
verschiedene Arbeiten gleich-
zeitig betreuen zu müssen, sa-
gen dies in der Industrie nur 
58 Prozent und im Handwerk 
nur 50 Prozent der Beschäftig-
ten. Ebenso berichten Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst 
häufiger als Beschäftigte in an-
deren Wirtschaftsbereichen 
davon, dass sie bei ihrer Arbeit 
oft unterbrochen werden oder 
dass sie häufig an der Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit arbei-
ten. Die Zahlen stammen aus 
einer aktuellen Auswertung  
der Erwerbstätigenbefragung 
2018 des Bundesinstitutes für 
Berufsbildung (BIBB) und der 
BAuA, die auf Angaben von 
17 000 abhängig Beschäftigten 
in Deutschland basieren.

Die Zahlen zeigen darüber hin-
aus, dass sich Berufstätige im 
öffentlichen Dienst durch psy-
chische Anforderungen häufiger 
belastet fühlen als Beschäftigte 
in anderen Wirtschaftsberei-
chen. Für 83 Prozent der Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst ist es demnach belas-

tend, ständig an der Grenze der 
eigenen Leistungsfähigkeit zu 
arbeiten. Zwar sind die Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst 
seltener von Termin- und Leis-
tungsdruck betroffen, empfin-
den diese Anforderung aber zu 
75 Prozent als Belastung – acht 
Prozent mehr als der Durch-
schnitt aller Beschäftigten. 
65 Prozent der Beschäftigten  
im öffentlichen Dienst sind 
durch häufige Störungen und 
Unterbrechungen bei der Arbeit 
belastet – im Dienstleistungs-
bereich und im Handwerk sind 
es jeweils nur 57 Prozent.

In der BIBB/BAuA-Erwerbstäti-
genbefragung 2018 wurden zu-
dem verschiedene gesundheit-
liche Probleme abgefragt. Be- 
troffene im öffentlichen Dienst 
berichteten hierbei  häufiger 
von allgemeiner  Müdigkeit, 
Mattigkeit oder  Erschöpfung 
(52 Prozent), von nächtlichen 
Schlafstörungen (34 Prozent) 
oder Kopfschmerzen (39 Pro-
zent).

„Die Zahlen verwundern mich 
nicht“, kommentiert der Bun-
desvorsitzende des dbb, Ulrich 

Silberbach, die Ergebnisse der 
Erhebung. „Der dbb und seine 
Fachgewerkschaften weisen 
seit Jahren darauf hin, dass die 
Arbeitsverdichtung in weiten 
Teilen des öffentlichen Diens-
tes als Folge von Personalman-
gel, Überalterung und man-
gelnder Nachwuchsgewinnung 
mittlerweile zu Arbeitsbedin-
gungen geführt hat, die für die 
Betroffenen nicht mehr gesund 
sind.“ Silberbach unterstrich 
das Fazit der Studie, nach dem 
die gesundheitlichen Folgen 
der Arbeitsverdichtung ein 
wichtiges Thema für den Ar-
beits- und Gesundheitsschutz 
darstellen: „Wenn eine von ei-
nem Bundesamt veröffentlich-
te Untersuchung zu dem Ergeb-
nis kommt, dass Beschäftigte 
im Rahmen der Gefährdungs-
beurteilung nach dem Arbeits-
schutzgesetz stärker in die 
 Belastungsanalysen und die 
Maßnahmenableitung einbe-
zogen werden müssen, ist das 
aber nur eine Seite der Medail-
le.“ Auf der anderen Seite kön-
ne die Situation nicht allein mit 
der Nutzung aller arbeitsrecht-
lichen und organisatorischen 
Gestaltungskompetenzen ent-

schärft werden. „Flankierend 
müssen die öffentlichen Arbeit-
geber und Dienstherren in 
Bund und Ländern schneller 
mehr qualifiziertes Personal 
 gewinnen. Das wiederum wird 
nur gelingen, wenn die Jobs im 
öffentlichen Dienst die in der 
Wirtschaft nicht in Sachen 
Stresslevel überholen und bei 
Attraktivität und Bezahlung 
gleichziehen.“ 

< Die BAuA …

… ist eine Ressortforschungs-
einrichtung im Geschäftsbe-
reich des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales 
(BMAS). Sie betreibt For-
schung, berät die Politik und 
fördert den Wissenstransfer 
im Themenfeld Sicherheit 
und Gesundheit bei der Ar-
beit. Zudem erfüllt die Ein-
richtung hoheitliche Aufga-
ben im Chemikalienrecht und 
bei der Produktsicherheit. 
Das Faktenblatt „Öffentlicher 
Dienst: hohe Arbeitsintensi-
tät, starke Belastung“ gibt es 
als PDF im Internetangebot der 
BAuA unter www.baua.de/
publikationen.
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 < Fragen Sie das dbb vorsorgewerk!

Die Kundenberatung des dbb vorsorgewerk steht für Fragen 
zur Sicherung von Haus und Wohnung telefonisch – montags 
bis freitags von 10 bis 16 Uhr unter 030.4081 6444 – beglei-
tend zur Seite und erstellt gerne ein individuelles Angebot. 
Mehr Infos finden Sie online auf www.dbb-vorteilswelt.de.

Schutz vor Diebstahl

Fahrräder bestmöglich 
sichern und versichern

Fahrräder und E-Bikes sind beliebt – leider auch 
bei Dieben. Mit massivem Schloss und passender 
Versicherungspolice hält man dagegen.

Über 292 000 Fahrraddieb-
stähle hat das Bundeskriminal-
amt für das Jahr 2018 erfasst 
(Quelle: Statista). Die Aufklä-
rungsquote bleibt gering, 
gleichzeitig steigt der Wert  
der gestohlenen Zweiräder. Es 
passiert also 800-mal täglich: 
Fahrradbesitzer sollten sich 
besser selbst um einen best-
möglichen Schutz kümmern. 
Denn trotz der alarmierenden 
Zahlen sind nur wenige Fahrrä-
der registriert und als solche 
gekennzeichnet. Auch beim 
Fahrradschloss wird oftmals 
gespart, dabei raten Experten 
dazu, mindestens 10 Prozent 
des Fahrradpreises in ein hoch-
wertiges Schloss zu investie-
ren.

 < Augen auf beim 
 Fahrradschlosskauf

Was ist besser als ein stabiles 
Schloss? Gleich mehrere 
Schlösser einsetzen! Dabei bie-
ten Bügelschlösser den höchs-
ten Sicherheitsfaktor durch 
massives Material und unbe-
wegliche Teile. Auch schwere 
Kettenschlösser und dicke Pan-
zerkabelschlösser schützen 
gut. Stets sollte man auf Pro-
dukte mit „geprüfter Qualität" 
achten. Relevant sind Prüfsie-

gel und Zertifizierungen –  
das CE-Zeichen, die DIN-Kenn-
zeichnung und das TÜV-Siegel 
zeigen, dass das Schloss den 
Richtlinien der EU zur Sicher-
heit entspricht und die Anfor-
derungen aus Gesetzen und 
Richtlinien erfüllt. Das wich-
tigste Siegel ist die VdS-Zert i-
fizierung – ist dieses Zeichen 
auf dem Schloss vorhanden, 
hat das Schloss umfangreiche 
Tests des Gesamtverbandes 
der deutschen Versicherungs-
wirtschaft (GDV) bestanden.

Sollte das Fahrrad dennoch 
entwendet werden, ist es hilf-
reich, wenn man die Rahmen-
nummer kennt – am besten 
notiert in einem Fahrradpass. 
Dieser enthält noch weitere 
Angaben wie zum Beispiel 
Marke und Modell, Kaufdatum, 
Kaufpreis und ein Bild vom 
Fahrrad. Fahrradpass-Vordru-
cke gibt es kostenlos zum 
Download im Internet.

Die Chance, das entwendete 
Fahrrad wieder aufzufinden, 
verbessert sich zudem durch 
eine Codierung. Diese individu-
elle Kennzeichnung zusätzlich 
zur Rahmennummer ist bei 
Dieben eher unbeliebt und 
hilft, einem Diebstahl vorzu-

beugen. Vorgenommen wird 
sie unter anderem von Fahrrad-
händlern, dem Allgemeinen 
Deutschen Fahrrad-Club (ADFC) 
sowie dem ADAC. Ob und wo 
dieser Service demnächst ange-
boten wird, erfährt man bei der 
örtlichen Polizei.

 < Versicherung schützt vor 
finanziellem Schaden 

Mit dem passenden Versiche-
rungsschutz lässt sich zumin-
dest der finanzielle Verlust 
beim Fahrraddiebstahl begren-
zen. So leistet die Boxflex 
Hausratversicherung der DBV 
Deutsche Beamtenversiche-
rung, exklusiver und langjähri-
ger Kooperationspartner des 
dbb vorsorgewerk, Entschädi-
gung für Fahrräder, die im Rah-
men eines Einbruchdiebstahls 
aus der Wohnung, dem abge-
schlossenen Keller oder einer 
abgeschlossenen Garage ent-
wendet wurden. Außerhalb  
der Räumlichkeiten lassen sich 
die Drahtesel mit dem Zusatz-
baustein „Fahrrad“ auch gegen 
das Risiko des „einfachen“ 
Diebstahls absichern. Zudem 

erhält man damit weltweiten, 
zeitlich lückenlosen Versiche-
rungsschutz.

Natürlich gibt es in den eige-
nen vier Wänden noch weitere 
Werte, deren Beschädigung 
oder Verlust durch eine Haus-
ratversicherung abgedeckt 
werden: Möbel, Teppiche, Klei-
dung, Elektrogeräte, Laptop 
und vieles mehr. Die DBV er-
setzt im Versicherungsfall 
praktisch den gesamten Haus-
rat zum Wiederbeschaffungs-
preis. Die Haftung wird dem 
Preisindex der Lebenshaltungs-
kosten aller privaten Haushalte 
angepasst. Dies ist sinnvoll, da 
die Wiederbeschaffungskosten 
für eventuell zu ersetzende Ge-
genstände in der Regel steigen. 
Die Folgen dieses Preisanstie-
ges werden durch die Haf-
tungsanpassung in der Boxflex 
Hausratversicherung wieder 
ausgeglichen.

-> Exklusiv für dbb Mitglieder 
und Angehörige: 3 Prozent 
 Beitragsnachlass bei Abschluss 
einer neuen Hausratversiche-
rung bei der DBV. sb

!
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Rufbereitschaft  
ist volle Arbeitszeit
Das dbb Dienstleistungszentrum (DLZ) Nord 
hat ein Verfahren um die Entschädigung für 
geleistete Rufbereitschaft geführt. Berufsfeu-
erwehrleute hatten Zeiten für Rufbereitschaft 
außerhalb ihrer regelmäßigen Arbeitszeit vom 
Dienstherrn nur teilweise angerechnet bekom-
men und dagegen geklagt.

In der betreffenden Rufbereit-
schaftszeit mussten sich die Be-
amten für einen möglichen Ein-
satz bereithalten und erreichbar 
sein. Dafür wurden sie mit ei-
nem dienstlichen Mobiltelefon 
oder einem Funkanlagenemp-
fänger ausgestattet. Die Rufbe-
reitschaft wurde vom Dienst-

herrn zwar als Arbeitszeit 
bezeichnet, aber auf Grundlage 
einer pauschalierten Berück-
sichtigung von 12,5 Prozent der 
geleisteten Rufbereitschafts-
stunden entweder durch Ge-
währung von Freizeit oder durch 
die Zahlung einer finanziellen 
Entschädigungen ausgeglichen.

Die Verwaltungsgerichte Olden-
burg und Osnabrück hatten die 
Klagen noch mit der Begrün-
dung abgewiesen, es habe sich 
bei den Tätigkeiten um Hinter-
grunddienste gehandelt, in de-
nen erfahrungsgemäß mit einer 
Dienstinanspruchnahme nicht 
zu rechnen gewesen sei. Außer-
dem hätten sich die Kläger au-
ßerhalb der Feuer- beziehungs-
weise Rettungswache in ihrem 
privaten Bereich aufhalten dür-
fen, was eine teilweise Anrech-

nung der Bereitschaftszeit 
rechtfertige. Diese Entschei-
dungen korrigierte das OVG 
Niedersachsen mit Urteil vom 
11. März 2020 zugunsten  
der Kläger (5 LB 49/18 und  
5 LB 61/18). ak

Der Fall des Monats

 < Info

Der dbb gewährt den Einzel-
mitgliedern seiner Mitglieds-
gewerkschaften berufsbezo-
genen Rechtsschutz. 

© Colourbox.de

> DSTG MAGAZIN | dbb seiten | April 2020

39



Ti
te

l

Gendergerechtes Steuerrecht

Gleichstellung über Steuern
Wie muss ein gendergerechtes Steuerrecht 
 ausgestaltet sein, damit Männer und Frauen 
 gleichermaßen profitieren? 

Diese Frage stand im Mittel-
punkt des Fachaustausches  
der Vorsitzenden der dbb bun-
desfrauenvertretung, Helene 
Wildfeuer, und der Bundesvor-
sitzenden der DSTG-Bundes-
frauenvertretung, Milanie 
Hengst, mit der Finanzpoliti-
schen Sprecherin der Bundes-
tagsfraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen, Lisa Paus, am  
19. Februar 2020 in Berlin. 

„Gender Mainstreaming und 
Gender Budgeting müssen 
auch im Steuerecht geltend 
 gemacht werden. Von der 
 aktuellen Gesetzgebung zur 
Besteuerung von Ehen und 
 eingetragenen Lebenspartner-
schaften profitiert derzeit der 

besserverdienende Partner 
überverhält nismäßig. Da müs-
sen wir ran. Steuerliche Vor-
teile müssen in der Wirkung 
beiden Eheleuten gleicherma-
ßen zugutekommen und zwar 
auch über die Dauer einer Part-
nerschaft hinaus“,  betonte 
 Helene Wildfeuer,  Vorsitzende 
der dbb bundesfrauenvertre-
tung. Paus erwiderte, dass die 
Forderung nach einem gender-
gerechten Steuerrecht auch 
wichtiger Bestandteil des 
 Parteiprogramms von Bün- 
dnis 90/Die Grünen sei.

Nach Auffassung von Milanie 
Hengst sei vor allem das Ehe-
gattensplitting reformbedürf-
tig. Grundsätzlich sollten künf-

tig Familien, in denen Kinder 
großgezogen werden, vorrangig 
von Splittingvorteilen bei der 
Einkommensbesteuerung profi-
tieren. „Wir müssen den Fokus 
auf die Kinder richten. Familie 
heißt, sich umeinander zu küm-
mern. Auch Alleinerziehende 
und Alleinpflegende müssen 
steuerlich bessergestellt wer-
den“, so Hengst. Gelingen kön-
ne dies etwa mit der besseren 
steuerlichen Berücksichtigung 
von Kinder betreuungskosten in 
Form von Werbungskosten und 
einem höheren Kinderfreibe-
trag sowie der Erhöhung des 
Entlastungsbetrags für Allein-
erziehende.

 < Lohnsteuerklasse V  
abschaffen

Die dbb bundesfrauenvertre-
tung macht sich zudem für die 
Abschaffung der Lohnsteuer-
klasse V stark – zugunsten 
 einer Standardisierung der 
Lohnsteuerklassenkombinati-
on IV/IV mit Faktor für Ehen 
und eingetragene Lebenspart-
nerschaften. „Aufklärung und 
Information tut hier dringend 
Not: Wer zahlt bei welcher 
Kombination wie viel Steuern? 
Gleiches gilt auch für die jewei-
lige Wirkung des Ehegatten-
splittings, denn der Splitting-
effekt wirkt unterschiedlich, 
weil er einkommensabhängig 

ist. Bezüglich einer eventuellen 
Änderung des Ehegattensplit-
tings steht ein Schutz der be-
stehenden Ehen außer Frage“, 
stellte Wildfeuer heraus und 
sprach sich für eine Übergangs-
regelung für bestehende Ehe-
verhältnisse aus.

Bündnis 90/Die Grünen prä-
ferieren in diesem Punkt ein 
Wahlrecht. Eltern, die bereits 
verheiratet oder verpartnert 
sind, sollen, ginge es nach den 
Grünen, künftig zwischen dem 
alten Ehegattensplitting und 
dem neuen Modell wählen 
können. Bündnis 90/Die Grü-
nen schlägt einen Familientarif 
plus Kindergrundsicherung  
vor. So pro fitierten die meisten 
Familien deutlich und niemand 
werde schlechtergestellt als 
bisher, erläuterte Paus.

 < Umsetzung mitdenken

Hengst wies in diesem Zusam-
menhang auf die Machbarkeit 
der dringenden Reformen im 
Steuerrecht hin. „Die Digitali-
sierung der Steuerverwaltung 
muss mitgedacht werden. Jede 
strukturelle Änderung im Gesetz 
hat einen Effekt auf das gesam-
te System und hält zusätzliche 
Belastungen für die Steuerver-
waltung parat. Das müssen wir 
bei jeder Steuerreform berück-
sichtigen“, so Hengst. 
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en

 < Steuerpolitisches Fachgespräch: Milanie Hengst, Bundesvorsitzende  
der DSTG-Bundesfrauenvertretung, Helene Wildfeuer, Vorsitzende dbb 
bundesfrauenvertretung, und Lisa Paus, Finanzpolitische Sprecherin der 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen (von links)
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 < Spitzentreffen der Frauenorganisationen 

Die gleiche Teilhabe von Männern und Frauen an Führungspositio-
nen in Wirtschaft, Politik und Verwaltung hat die Vorsitzende der 
dbb bundesfrauenvertretung, Helene Wildfeuer (vorne, Zweite 
von links neben Bundesfamilienministerin Franziska Giffey) bei 
einem Spitzentreffen der Frauenorganisationen am 5. März 2020 
im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) angemahnt. „Wie schaffen wir es, Frauen und Männer in 
allen Bereichen gleichermaßen an der Gestaltung der Zukunft un-
seres Landes zu beteiligen? Indem wir Männer und Frauen gleich-
berechtigt in politische, wirtschaftliche, gesellschaftliche und die 
Familie betreffende Entscheidungen einbeziehen und Parlamente 
ebenso wie Aufsichtsräte, Vorstände und andere Gremien ge-
schlechterparitätisch besetzen – wenn es sein muss auch mithilfe 
einer festen Quotenregelung“, machte Wildfeuer deutlich.
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Deutscher Frauenrat

Besuch beim Bundespräsidenten 
Anlässlich des Internationalen Frauentags am 8. März waren Mitglieder des Deutschen Frauenrates  
zu Gast beim Bundespräsidenten in Berlin. 

Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier empfing die rund 
120 Spitzenfrauen aus den Mit-
gliedsverbänden des Deutschen 
Frauenrates bereits am 6. März 
2020 in seinem Berliner Amts-
sitz Schloss Bellevue. Für die 
dbb bundesfrauenvertretung 
waren ihre Vorsitzende Helene 
Wildfeuer und Milanie Hengst 
mit dabei. 

Steinmeier würdigte in seiner 
Rede das langjährige Engage-

ment der Mitgliedsorganisati-
onen des Deutschen Frauenra-
tes als wichtige Schrittmacher 
für die Gleichberechtigung. 
„Ich danke Ihnen allen für Ih-
ren großen Einsatz, den viele 
von Ihnen ehrenamtlich leis-
ten. Sie alle engagieren sich 
für die Sache der Frauen und 
Sie engagieren sich damit 
 zugleich für die Sache der 
 Demokratie“, so Steinmeier. 
Trotzdem seien die Errungen-
schaften der Frauenbewe- 

gung auch heute nicht selbst-
verständlich und könnten 
jederzeit wieder rückgängig 
gemacht werden. Die Demo-
kratie werde ihren eigenen 
Idealen von Freiheit und 
Gleichheit erst dann gerecht, 
wenn Frauen und Männer 
gleichermaßen an ihr beteiligt 
seien, erinnerte Steinmeier.

Im Anschluss an die Reden in-
formierten sich der Bundes-
präsident und seine Ehefrau 

Elke Büdenbender bei den 
T eilnehmerinnen über die 
 Arbeitsschwerpunkte der je-
weiligen Organisation. Wild-
feuer und Hengst stellten die 
Situation der weiblichen Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst dar und erinnerten 
 da ran, dass die Herstellung 
von Gleichstellung und deren 
Erhalt ein zentraler Auftrag 
aller handelnden Personen in 
der Demokratie der Bundes-
republik sei.  

Führungspositionengesetz
Die dbb bundesfrauenvertretung begrüßt die aktuellen Pläne zur 
Reform des Führungspositionengesetzes. Danach soll auch in 
Bundesunternehmen bald Schluss sein mit Führungsgremien 
ohne Frauen. Bis Ende 2025 sollen die wichtigsten Unternehmen 
im Alleineigentum des Bundes die Hälfte der Führungspositio-
nen weiblich besetzen. „Die derzeit geltenden Regelungen für 
die Aufsichtsräte zeigen einfach sehr deutlich: Wer sich an die 
Quote hält, macht große Fortschritte bei der geschlechterge-
rechten Besetzung von Führungspositionen und fördert den Kul-
turwandel im eigenen Unternehmen“, machte Helene Wildfeuer, 
Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung, am 6. März 2020 
in Berlin deutlich.

Nach Auffassung von Helene Wildfeuer wäre eine bindende Ge-
schlechterquotierung der Führungspositionen eine denkbare Lö-
sung für die Bundesverwaltung. „In den obersten Bundesbehör-
den liegt der Anteil an weiblichen Führungskräften bei rund 36 
Prozent. Eine fixe Frauenquote für Führungsaufgaben würde auch 
dort den Druck auf Führungskräfte erhöhen, weibliche Beschäftig-
te stärker zu fördern.“ Deutlich effektiver noch als die Frauenquo-
te im öffentlichen Dienst wertet Wildfeuer aber eine dringend 
notwendige Reform des Beurteilungs- und Beförderungswesens. 
„Bei der dienstlichen Beurteilung wirken sich Geschlechterstereo-
type deutlich auf das Vorankommen von weiblichen Beschäftig-
ten aus. Das zeigen uns aktuelle Beurteilungsstatistiken.“ 
§

 < Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier (3. Reihe, Mitte, links daneben Bundespräsidentengattin Elke Büdenbender) mit Mitgliedern des Deutschen 
Frauen rates beim Empfang anlässlich des Internationalen Frauentages im Schloss Bellevue.
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Öffentlicher Gesundheitsdienst 

In der Krise rächt sich das Defizit
Der Öffentliche Gesundheitsdienst in Deutschland 
rückt immer dann verstärkt in den Blickpunkt der 
Öffentlichkeit, wenn große Teile der Bevölkerung 
mit gesundheitlichen Gefahren konfrontiert sind. 
Das Coronavirus bringt die Gesundheitsämter in 
eine prekäre Lage. Es gibt nur knapp 2 500 Amts-
ärztinnen und Amtsärzte. Hunderte Stellen sind 
unbesetzt, medizinischer Nachwuchs geht wegen 
des deutlich schlechteren Einkommens im öffent-
lichen Dienst lieber in Praxen und Kliniken. 

Amtsärztinnen und Amtsärzte 
überwachen die Infektionshy-
giene in Krankenhäusern und 
Arztpraxen, führen Schulein-
gangsuntersuchungen und 
Impfberatungen durch, ebenso 
die Tauglichkeitsuntersuchun-
gen für künftige Beamtinnen 
und Beamte. Sie stellen Gut-
achten in Asylverfahren aus 
und beraten Prostituierte in 
Gesundheitsfragen. Hinzu 
kommen aufsuchende Hilfen 
für Menschen, die keine Woh-
nung haben, oder schwer psy-
chisch Kranke. In den knapp 
400 Gesundheitsämtern sind 
insgesamt etwa 17 000 Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigt.

Was seit Jahren bekannt ist 
und von Ärzteverbänden und 
Gewerkschaften permanent 
kritisiert wird, ist die zuneh-
mend schwerer werdende, bis-
weilen vollkommen erfolglose 
Suche nach medizinischem 
Nachwuchs. Aus der Ärztesta-
tistik der Bundesärztekammer 
geht hervor, dass die Zahl der 
berufstätigen Fachärztinnen 
und Fachärzte für Öffentliches 
Gesundheitswesen als nahezu 
einzige Facharztgruppe in den 
letzten Jahren deutlich rück-

läufig ist, verbunden mit einem 
erheblichen Nachwuchsman-
gel und einer hohen Zahl unbe-
setzter Stellen bei den Gesund-
heitsämtern. 

 < Neubesetzung von  
Stellen: Fehlanzeige

Im Sommer 2019 schlug bei-
spielsweise in Berlin Falko Lie-
cke, Gesundheitsstadtrat in 
Neukölln, Alarm. „Ab Septem-
ber haben wir keine Amtsärzte 
mehr im Bezirk“, kündigte der 
CDU-Politiker in der „Berliner 
Morgenpost“ an – neben dem 
bisherigen Leiter des Gesund-
heitsamtes ging auch dessen 
Stellvertreter in den Ruhe-
stand. Neubesetzung der Stel-
len – bislang Fehlanzeige. Den 
Grund, weshalb er trotz mehr-
facher Stellenausschreibungen 
keinen neuen Amtsarzt findet, 
kennt der Gesundheitsstadt-
rat: Geld. „Wir bezahlen ein-
fach zu schlecht“, so Liecke.  
Mit knapp über 4 000 Euro im 
Monat verdient ein Amtsarzt 
zwischen 1 000 und 1 500 Euro 
weniger als ein Klinikarzt. Er 
hätte einen Bewerber aus 

Schleswig-Holstein gehabt, 
den er mit Kusshand einge-
stellt hätte. Der aber lehnte  
ab – obwohl er als Chef des 
 Gesundheitsamtes Neukölln 
einen Riesenkarrieresprung ge-
macht hätte. Aber: „Er hätte 
bei uns 20 000 Euro weniger 
verdient im Jahr – da ist die Ab-
sage völlig verständlich“, sagt 
Liecke in der Morgenpost. Auch 
andere Bezirke in der Haupt-
stadt leiden unter dem verhee-
renden Amtsärztemangel. Laut 
Liecke wird es vermutlich ab 
2022 nur noch in vier Bezirken 
– Charlottenburg-Wilmersdorf, 
Reinickendorf, Spandau und 
Tempelhof-Schöneberg – 
Amtsärzte geben, in den ande-
ren neun Stadtteilen gingen in 
den kommenden drei Jahren 
alle Amtsärzte in Ruhestand. 

Insgesamt seien 20 Prozent  
der aktuell rund 350 in den 
Berliner Bezirksverwaltungen 
und einzelnen Bereichen der 
Hauptverwaltungen bestehen-
den Ärztestellen nicht besetzt. 
Die Leitung des Neuköllner Ge-
sundheitsamtes übernahm im 
letzten Jahr provisorisch ein 
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Kinderarzt. Liecke: „Wir befin-
den uns damit schon in einer 
Grauzone.“ Der Mediziner ist 
eigentlich ärztlicher Bereichs-
leiter im Kinder- und Jugend-
gesundheitsdienst Neukölln 
und verantwortlich für die ge-
sundheitliche Entwicklung von 
30 000 Kindern und Jugendli-
chen bis 18 Jahre. Eine passen-
de Facharztausbildung für die 
Stelle eines Amtsarztes fehlt 
ihm …

< Frankfurt wirbt um 
 Medizinstudierende

Auch in der Main-Metropole 
Frankfurt ist die Nachwuchsge-
winnung für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst ein Dauer-
thema. Das dortige Amt für 
Gesundheit mit seinen 200 
Mitarbeitenden ist eines der 
größten Gesundheitsämter in 
Deutschland – und sucht, wer 
wollte sich da wundern, eben-
falls händeringend Ärztinnen 
und Ärzte für den Staatsdienst. 
Neben dem Einsatz für eine 
bessere Bezahlung bemühen 
sich die Hessen unterdessen 
auch anderweitig um den Be-
rufsnachwuchs: direkt an den 
medizinischen Hochschulen. 
Seit 2013 ist das Frankfurter 
Gesundheitsamt akademische 
Lehreinrichtung für Ärztinnen 
und Ärzte im Praktikum. Pädia-

trie, Gynäkologie, Neurologie, 
Dermatologie – Jahr für Jahr 
grübeln angehende Mediziner 
über das „richtige“ Wahlfach 
im praktischen Jahr (PJ) ihres 
Studiums. Ins Gesundheitsamt 
verschlug es dagegen bislang 
nie jemanden. Zum einen, weil 
der Beruf der Amtsärztin/des 
Amtsarztes an den Fakultäten 
weithin unbekannt ist. Zum 
anderen gab es schlicht keine 
akademische Kooperation mit 
Gesundheitsämtern. 

Bis René Gottschalk, Leiter des 
Frankfurter Gesundheitsamts, 
gemeinsam mit der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität 
eine ebensolche Zusammen-
arbeit auf die Beine stellte. Im 
August 2013 begrüßte er die 
bundesweit erste Medizinstu-
dentin, die im Rahmen ihres 
praktischen Jahres (PJ) ein Aus-
bildungstertial im Öffentlichen 
Gesundheitsdienst absolvierte. 
PJlerin Regina Ellwanger sagte 
damals der „Ärztezeitung“: „Im 

Studium spielt der Öffentliche 
Gesundheitsdienst nur eine 
sehr geringe Rolle. Ich habe es 
vermisst, Themen wie die ge-
sellschaftlichen Aufgaben und 
den politischen Kontext des 
ärztlichen Handelns im Studi-
um zu bearbeiten.“ Daher habe 
sie die Möglichkeit im Frankfur-
ter Amt für Gesundheit sofort 
interessiert. Die Aufwertung als 
akademische Lehreinrichtung 
kann dem Öffentlichen Gesund-
heitsdienst nur guttun, so auch 
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 < Kommentar

Patient in Not
Wohl gesprochen, möchte man der Gesundheitsministerkonferenz 
für ihr Leitbild zurufen, allein wo bleibt die politische Ausgestal-
tung dieses Bekenntnisses? Weiterhin erleben die Beschäftigten 
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes, dass die Anforderungen und 
ihr Aufgabenprofil durch eine Vielzahl legislativer Entscheidungen 
weiter steigen und ausdifferenziert werden, sich aber nichts in Sa-
chen adäquater Personalausstattung tut. Im Gegenteil: Sehenden 
Auges werden die mitunter dramatischen Folgen des Personalman-
gels in verschiedensten Bereichen hingenommen, ohne dass offen-
kundiger politischer Handlungsdruck in Taten umgesetzt würde. 
Nur ein Beispiel: Viele Gesundheitsämter können die Hygiene-
Überwachung von Kliniken und Praxen kaum noch bewerkstelli-
gen. Wie relevant das aber wäre, zeigt die Statistik: Jedes Jahr infi-
zieren sich allein in deutschen Krankenhäusern mehr als 50 000 
Menschen mit gefährlichen Krankheitserregern. Auch im ambulan-
ten Bereich steigt die Zahl der Infektionen mit multiresistenten 
 Keimen, bei denen Antibiotika keine Wirkung mehr zeigen. Bis zu 
2 300 Todesfälle pro Jahr werden damit in Verbindung gebracht. 
Allein in Anbetracht dessen ist Deutschlands Öffentlicher Gesund-
heitsdienst noch weit entfernt von einem funktionierenden Public 
Health-System – vielmehr ist er auch ein Patient in Not.  iba

die einhellige Meinung aller Be-
teiligten in Frankfurt. Unstrittig 
sei, dass das Amt mit 210 Mitar-
beitenden, darunter mehr als 
50 Ärztinnen und Ärzte, in fünf 
Fachabteilungen anspruchsvol-
le Rahmenbedingungen bietet, 
um Medizinstudierenden einen 
Einblick in das Berufsfeld zu ver-
mitteln. 

Nachdem sich auf die PJ-Pio-
nierin im Frankfurter Gesund-
heitsamt bereits mehrere 
 weitere interessierte Jungmedi-
zinerinnen und -mediziner ge-
meldet haben, ist die Hoffnung 
da, mit der Kooperation einen 
kleinen Schritt Richtung nach-
haltige Nachwuchsgewinnung 
gemacht zu haben. „Wir wollen 
mit dem PJ vor allem für den 
Öffentlichen Gesundheits-
dienst werben“, sagt Amtschef 
Gottschalk. „Wir wollen zeigen, 
dass wir als Amtsärzte subsidi-
är tätig sind, wir wollen die jun-
gen Leute für unseren Beruf be-
geistern.“ Das Problem sei der 
Facharztmangel. Der Öffentli-
che Gesundheitsdienst sei kein 
Thema im Medizinstudium, es 
gebe zudem keinen einzigen 
Lehrstuhl dafür.

Pro Jahr erwerben im Durch-
schnitt gerade einmal etwas 
mehr als ein Dutzend Ärztin-
nen und Ärzte einen entspre-
chenden Facharzt (für öffent-
liches Gesundheitswesen).  
Die Ursache dafür liegt neben 
dem verbesserungsbedürfti-
gen Bekanntheitsgrad auch im 

fi nanziellen Defizit. Frankfurts 
oberster Amtsarzt jedenfalls 
wird nicht müde, Werbung für 
seine Profession zu machen. 
„Wir bieten eine unglaubliche 
Vielfalt“, sagt René Gottschalk. 
„Wir behandeln hier im Amt 
viel mehr Patienten als man-
che Klinik.“ Von mangelnder 
Patientenversorgung könne 
also keinesfalls die Rede sein. 

 < Gesundheitsminister-
konferenz: ÖGD stärken

„Der Öffentliche Gesundheits-
dienst (ÖGD) ist ein unverzicht-
barer Teil eines modernen Sozi-
alstaats. Er gehört neben der 
ambulanten und stationären 
Versorgung zur Basis des Ge-
sundheitswesens“, heißt es im 
Leitbild für einen modernen Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGD), das die Gesundheitsmi-
nisterkonferenz Anfang 2018 
einstimmig verabschiedete – 
Überschrift „Der ÖGD: Public 
Health vor Ort“. Die Ministerin-
nen und Minister, Senatorinnen 
und Senatoren für Gesundheit 
der Länder betonten die her-
ausgehobene und verantwort-
liche Stellung, die dem Öffent-
lichen Gesundheitsdienst im 
Rahmen der Daseinsvorsorge 
zukomme: „Ein starker ÖGD  
ist eine Voraussetzung für  
das Funktionieren des Public-
Health-Systems insgesamt.“ 
Diese dritte Säule des Gesund-
heitssystems gelte es, zu-

kunftsfest zu machen, auch mit 
Blick auf den gesellschaftlichen 
Wandel, der eine Neujustierung 
der Ausrichtung erforderlich 
mache. Hoheitliche Schutz- 
und Überwachungsaufgaben 
würden künftig um steuernde, 
partizipative und gesundheits-
fördernde Tätigkeiten ergänzt, 
heißt es in diesem Leitbild. 

Auch den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den Gesund-
heitsämtern, die diese Heraus-
forderungen schultern müssen, 

wenden sich die Gesundheits-
ressortchefs in ihrem Papier zu 
– wenn auch erst ganz am Ende: 
„Der ÖGD braucht eine breite 
und nachhaltige politische Un-
terstützung aller Ebenen, von 
Kommune bis Bund. Es ist not-
wendig, die Personalentwick-
lung und Personalausstattung 
im ÖGD am Umfang seiner 
fachlichen Aufgaben auszurich-
ten und nicht allein an finanz-
politischen oder verwaltungs-
politischen Vorgaben.“  iba
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„Für mich sind die Kleinsten die Größten.“
Adile Salucu

Erzieherin

Weitere 150 Berufsprofile im Öffentlichen Dienst und Adile im

Video-Interview auf: www.die-unverzichtbaren.de

Eine Kampagne des 




	Leere Seite
	Leere Seite



